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SAF-HOLLAND SE 

Bessenbach 

ISIN: DE000SAFH001 

WKN: SAFH00 

Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung 2021 

(virtuelle Hauptversammlung) 

Wir laden hiermit unsere Aktionäre zur ordentlichen Hauptversammlung der SAF-HOLLAND 

SE (nachfolgend auch „Gesellschaft“) ein, die am 

Donnerstag, den 10. Juni 2021, um 10:00 Uhr (MESZ), 

in den Geschäftsräumen der SAF-HOLLAND SE, Keltenstraße 2, 63741 Aschaffenburg, als 

virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre und ihrer Bevollmäch-

tigten (mit Ausnahme des von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreters) stattfin-

det.  

Die Hauptversammlung wird für unsere Aktionäre, die sich ordnungsgemäß angemeldet 

und ihren Aktienbesitz nachgewiesen haben, und ihre Bevollmächtigten über das Aktionär-

sportal der Gesellschaft unter der Internetadresse 

https://corporate.safholland.com/de/ 

im Bereich „Investor Relations“ unter der Rubrik „Hauptversammlung“ live in Bild und Ton 

übertragen. Die Stimmrechtsausübung der Aktionäre und Aktionärsvertreter erfolgt aus-

schließlich im Wege der elektronischen Briefwahl oder durch Vollmachtserteilung an den 

von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter. Nähere Erläuterungen hierzu finden 

Sie nachstehend unter Abschnitt VI. 

Hinweis: Soweit nachfolgend auf Normen des Aktiengesetzes verwiesen wird, wird auf die 

Zitierung der Verweisungsnormen aus der Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates vom 

8. Oktober 2001 über das Statut der Europäischen Gesellschaft (SE) bzw. des SE-

Ausführungsgesetzes aus Gründen der Übersichtlichkeit verzichtet. 
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I.  

Tagesordnung 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der SAF-HOLLAND SE und des gebillig-

ten Konzernabschlusses, jeweils zum 31. Dezember 2020, des zusammengefassten 

Lageberichts für die SAF-HOLLAND SE und den Konzern – einschließlich des erläu-

ternden Berichts des Vorstands zu den Angaben nach §§ 289a, 315a HGB – sowie 

des Berichts des Aufsichtsrats der SAF-HOLLAND SE, jeweils für das Geschäftsjahr 

2020 

Die vorstehend genannten Unterlagen sind ab dem Zeitpunkt der Einberufung der 

Hauptversammlung sowie auch während der Hauptversammlung im Internet unter 

„https://corporate.safholland.com/de/“ im Bereich „Investor Relations“ unter der 

Rubrik „Hauptversammlung“ zugänglich. Sie werden auch in der Hauptversammlung 

näher erläutert werden. 

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss und den Kon-

zernabschluss bereits gebilligt. Damit ist der Jahresabschluss nach § 172 AktG festge-

stellt. Die unter diesem Tagesordnungspunkt genannten Unterlagen sind der Haupt-

versammlung vorzulegen, ohne dass es einer Beschlussfassung der Hauptversamm-

lung bedarf. 

2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns für das Geschäftsjahr 

2020 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Jahresabschluss ausgewiesenen Bi-

lanzgewinn der SAF-HOLLAND SE für das Geschäftsjahr 2020 in Höhe von 

EUR 19.034.116,38 vollständig auf neue Rechnung vorzutragen. 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Board of Directors 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2020 amtierenden Mit-

gliedern des Board of Directors für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen. 
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4. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Group Management 

Boards 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2020 amtierenden Mit-

gliedern des Group Management Boards für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen. 

5. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2020 amtierenden Mit-

gliedern des Vorstands für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen. 

6. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2020 amtierenden Mit-

gliedern des Aufsichtsrats für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen. 

7. Beschlussfassung über die Wahl des Abschlussprüfers für den Jahresabschluss und 

den Konzernabschluss für das Geschäftsjahr 2021 

Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfehlung seines Prüfungsausschusses vor, die Price-

waterhouseCoopers GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Frankfurt, zum Ab-

schlussprüfer des Jahresabschlusses und des Konzernabschlusses für das Geschäfts-

jahr 2021 sowie zum Prüfer für die etwaige prüferische Durchsicht des Halbjahresfi-

nanzberichts und sonstiger unterjähriger Finanzinformationen für das Geschäftsjahr 

2021 zu wählen. 

Der Prüfungsausschuss des Aufsichtsrats hat gemäß Art. 16 Abs. 2 Unterabs. 3 der 

EU-Abschlussprüferverordnung (Verordnung (EU) Nr. 537/2014 des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 16. April 2014) erklärt, dass seine Empfehlung frei von 

ungebührlicher Einflussnahme durch Dritte ist und ihm keine Beschränkung im Hin-

blick auf die Auswahl eines bestimmten Abschlussprüfers oder einer bestimmten Prü-

fungsgesellschaft (Art. 16 Abs. 6 der EU-Abschlussprüferverordnung) auferlegt 

wurde. 
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8. Beschlussfassung über die Billigung des Vergütungssystems für die Mitglieder des 

Vorstands 

Nach § 120a Abs. 1 AktG hat die Hauptversammlung einer börsennotierten Gesell-

schaft bei jeder wesentlichen Änderung, mindestens jedoch alle vier Jahre, über die 

Billigung des nach § 87a Abs. 1 AktG vom Aufsichtsrat beschlossenen Vergütungssys-

tems für die Mitglieder des Vorstands zu beschließen. Die erstmalige Beschlussfas-

sung nach § 120a Abs. 1 AktG hat gemäß § 26j Abs. 1 Satz 1 EGAktG bis zum Ablauf 

der ersten ordentlichen Hauptversammlung, die auf den 31. Dezember 2020 folgt, zu 

erfolgen. 

Der Aufsichtsrat hat mit Wirkung zum  22. März 2021 und unter Berücksichtigung der 

Vorgaben des § 87a Abs. 1 AktG das nachstehend unter Abschnitt II. „Angaben zu Ta-

gesordnungspunkt 8: Vergütungssystem für die Mitglieder des Vorstands“ wiederge-

gebene System zur Vergütung für die Mitglieder des Vorstands beschlossen.  

Der Aufsichtsrat schlägt der Hauptversammlung – gestützt auf die Empfehlung seines 

Nominierungs- und Vergütungsausschusses – vor, das in Abschnitt II. wiedergege-

bene Vergütungssystem für die Mitglieder des Vorstands der SAF-HOLLAND SE zu bil-

ligen. 

9. Beschlussfassung über die Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats 

Gemäß § 113 Abs. 3 Sätze 1 und 2 AktG ist von der Hauptversammlung einer börsen-

notierten Gesellschaft mindestens alle vier Jahre über die Vergütung der Mitglieder 

des Aufsichtsrats zu beschließen, wobei ein die Vergütung bestätigender Beschluss 

zulässig ist. Die erstmalige Beschlussfassung nach § 113 Abs. 3 AktG hat gemäß § 26j 

Abs. 1 Satz 1 EGAktG bis zum Ablauf der ersten ordentlichen Hauptversammlung, die 

auf den 31. Dezember 2020 folgt, zu erfolgen. 

Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder ist in § 16 der Satzung der Gesellschaft 

konkret festgesetzt. Die Vergütung ist als reine Fixvergütung zuzüglich eines Sitzungs-

geldes ausgestaltet. Der Wortlaut von § 16 der Satzung der Gesellschaft und das zu-

grundeliegende Vergütungssystem mit den Angaben gemäß §§ 113 Abs. 3 Satz 3, 87a 
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Abs. 1 Satz 2 AktG werden nachstehend unter Abschnitt III. „Angaben zu Tagesord-

nungspunkt 9: Vergütungssystem für die Mitglieder des Aufsichtsrats“ wiedergege-

ben. 

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, die Vergütung der Mitglieder des Aufsichts-

rats der SAF-HOLLAND SE, die in § 16 der Satzung konkret festgesetzt ist und der das 

in Abschnitt III. wiedergegebene Vergütungssystem für die Mitglieder des Aufsichts-

rats zugrunde liegt, zu bestätigen. 

10. Beschlussfassung über die Schaffung einer Ermächtigung zur Ausgabe von 

Wandel-, Options- und/oder Gewinnschuldverschreibungen und/oder Genussrech-

ten (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) mit der Möglichkeit zum Ausschluss 

des Bezugsrechts, über die Schaffung eines Bedingten Kapitals 2021 sowie über die 

entsprechende Satzungsänderung 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen: 

a) Erteilung einer Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel-, Options- und/oder Ge-

winnschuldverschreibungen und/oder Genussrechten (bzw. Kombinationen dieser 

Instrumente) 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 9. Juni 2026 

einmalig oder mehrmals auf den Inhaber oder auf den Namen lautende Wandel-, Op-

tions- und/oder Gewinnschuldverschreibungen und/oder Genussrechte (bzw. Kom-

binationen dieser Instrumente) (zusammen „Schuldverschreibungen“) mit oder 

ohne Laufzeitbegrenzung im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 350.000.000,00 zu 

begeben und den Inhabern bzw. Gläubigern von Schuldverschreibungen Wandlungs- 

bzw. Optionsrechte zum Bezug von bis zu 22.697.151 auf den Inhaber lautenden 

Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital von insge-

samt bis zu EUR 22.697.151,00 nach näherer Maßgabe der Bedingungen der Schuld-

verschreibungen zu gewähren und/oder in den Bedingungen der Schuldverschrei-

bungen Pflichten zur Wandlung der jeweiligen Schuldverschreibung in solche Aktien 

zu begründen. 
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(aa)  Währung, ausgebende Gesellschaft 

Die Schuldverschreibungen können in Euro oder – unter Begrenzung auf den entspre-

chenden Euro-Gegenwert – in einer anderen gesetzlichen Währung, beispielsweise 

eines OECD-Landes, begeben werden. Sie können auch durch eine unmittelbare oder 

mittelbare in- oder ausländische Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft der SAF-

HOLLAND SE („Konzernunternehmen“) ausgegeben werden; für einen solchen Fall 

wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Übernahme der 

Garantie für die Schuldverschreibungen durch die SAF-HOLLAND SE zu beschließen 

und den Inhabern der Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. Optionsrechte auf 

neue auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft zu gewähren oder ent-

sprechende Wandlungspflichten zu begründen und weitere für eine erfolgreiche Aus-

gabe erforderliche Erklärungen abzugeben sowie Handlungen vorzunehmen. 

(bb) Bezugsrecht, Bezugsrechtsausschluss 

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die Schuldverschreibungen 

zu. Das Bezugsrecht kann auch mittelbar gewährt werden, indem die Schuldver-

schreibungen von einem oder mehreren Kreditinstituten bzw. diesen nach § 186 

Abs. 5 Satz 1 AktG gleichstehenden Unternehmen mit der Verpflichtung übernom-

men werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. Werden Schuldverschrei-

bungen von einem Konzernunternehmen ausgegeben, hat die Gesellschaft die Ge-

währung der gesetzlichen Bezugsrechte für Aktionäre der Gesellschaft gemäß Vor-

stehendem sicherzustellen. 

Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugs-

recht der Aktionäre auf die Schuldverschreibungen auszuschließen: 

(1) für Spitzenbeträge; 

(2) soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von bereits zuvor ausgegebenen 

Wandlungs- bzw. Optionsrechten auf Aktien der Gesellschaft bzw. den Gläubi-

gern von mit Wandlungspflichten ausgestatteten Wandelschuldverschreibun-
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gen ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach der Aus-

übung dieser Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung der Wand-

lungspflichten als Aktionär zustünde; 

(3) soweit Schuldverschreibungen mit Wandlungs- und/oder Optionsrecht bzw. 

Wandlungspflicht gegen Barleistung ausgegeben werden sollen und der Ausga-

bepreis den nach anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittelten 

theoretischen Marktwert der Schuldverschreibungen mit Wandlungs- und/o-

der Optionsrecht bzw. Wandlungspflicht nicht wesentlich unterschreitet. Diese 

Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss gilt jedoch nur insoweit, als auf die 

zur Bedienung der Wandlungs- und Optionsrechte bzw. bei Erfüllung der Wand-

lungspflicht auszugebenden Aktien insgesamt nicht mehr als 10 Prozent des 

Grundkapitals, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im 

Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung („Höchstbetrag“) entfällt. Von dem 

Höchstbetrag ist der anteilige Betrag am Grundkapital der neuen oder zuvor 

erworbenen eigenen Aktien abzusetzen, die während der Laufzeit dieser Er-

mächtigung unter vereinfachtem Bezugsrechtsausschluss gemäß oder entspre-

chend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden, sowie der 

anteilige Betrag am Grundkapital, der auf Aktien entfällt, die aufgrund von Op-

tions- und/oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten bezogen werden können o-

der müssen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss 

des Bezugsrechts in sinngemäßer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG aus-

gegeben werden. 

Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen ohne Wandlungsrecht, 

Optionsrecht oder Wandlungspflicht ausgegeben werden, wird der Vorstand ermäch-

tigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre insgesamt aus-

zuschließen, wenn diese Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen obligati-

onsähnlich ausgestattet sind, d.h. keine Mitgliedschaftsrechte in der Gesellschaft be-

gründen, keine Beteiligung am Liquidationserlös gewähren und die Höhe der Verzin-

sung nicht auf Grundlage der Höhe des Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns oder 

der Dividende berechnet wird. Außerdem müssen in diesem Fall die Verzinsung und 

der Ausgabebetrag der Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen den zum 
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Zeitpunkt der Begebung aktuellen Marktkonditionen für vergleichbare Mittelaufnah-

men entsprechen. 

(cc) Ausstattung von Teilschuldverschreibungen 

Schuldverschreibungen können einmalig oder mehrmals, insgesamt oder in Teilen so-

wie auch gleichzeitig in verschiedenen Tranchen begeben werden. Die einzelnen 

Emissionen können in jeweils unter sich gleichberechtigte Teilschuldverschreibungen 

eingeteilt werden. § 9 Abs. 1 AktG und § 199 AktG bleiben unberührt. 

(1) Optionsschuldverschreibungen 

Im Falle der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder Teilschuldver-

schreibung ein oder mehrere Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber berechtigen, 

nach Maßgabe der vom Vorstand festzulegenden Optionsbedingungen auf den Inha-

ber lautende Stückaktien der Gesellschaft zu beziehen. Der anteilige Betrag am 

Grundkapital der je Teilschuldverschreibung zu beziehenden, auf den Inhaber lauten-

den Stückaktien der Gesellschaft darf den Nennbetrag der Teilschuldverschreibung 

jedoch nicht überschreiten. Zudem darf die Laufzeit des Optionsrechts die Laufzeit 

der Optionsschuldverschreibung nicht übersteigen. Im Übrigen kann vorgesehen 

werden, dass etwaige Spitzen zusammengelegt und/oder in Geld ausgeglichen wer-

den. Entsprechendes gilt, wenn Optionsscheine einem Genussrecht oder einer Ge-

winnschuldverschreibung beigefügt werden. 

(2) Wandelschuldverschreibungen 

Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhalten die Inhaber der 

Teilschuldverschreibungen das Recht, diese nach näherer Maßgabe der vom Vor-

stand festzulegenden Wandelanleihebedingungen in auf den Inhaber lautende Stück-

aktien der Gesellschaft umzutauschen. Das Umtauschverhältnis ergibt sich aus der 

Division des Nennbetrags einer Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten 

Wandlungspreis für eine auf den Inhaber lautende Stückaktie der Gesellschaft. Das 

Umtauschverhältnis kann sich auch durch Division des unter dem Nennbetrag liegen-

den Ausgabebetrags einer Schuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungs-

preis für eine neue auf den Inhaber lautende Stückaktie der Gesellschaft ergeben. 
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Das Umtauschverhältnis kann auf eine volle Zahl auf- oder abgerundet werden. Es 

kann vorgesehen werden, dass etwaige Spitzen zusammengelegt und/oder in Geld 

ausgeglichen werden. Der anteilige Betrag am Grundkapital der bei Wandlung auszu-

gebenden auf den Inhaber lautenden Stückaktien darf den Nennbetrag der Schuld-

verschreibung nicht übersteigen. Die Wandelanleihebedingungen können auch eine 

Wandlungspflicht zum Ende der Laufzeit oder zu einem früheren Zeitpunkt vorsehen. 

Die Gesellschaft kann in den Anleihebedingungen berechtigt werden, eine etwaige 

Differenz zwischen dem Nennbetrag der Wandelschuldverschreibung und dem Pro-

dukt aus Wandlungspreis und Umtauschverhältnis ganz oder teilweise in bar auszu-

gleichen. Vorstehende Vorgaben gelten entsprechend, wenn das Wandlungsrecht 

bzw. die Wandlungspflicht sich auf ein Genussrecht oder eine Gewinnschuldver-

schreibung beziehen. 

(3) Erfüllungsmöglichkeiten 

Die Wandel- bzw. Optionsanleihebedingungen können das Recht der Gesellschaft 

vorsehen, den Gläubigern der Schuldverschreibung ganz oder teilweise anstelle der 

Zahlung eines fälligen Geldbetrags neue Aktien oder eigene Aktien der Gesellschaft 

zu gewähren. Die Aktien werden jeweils mit einem Wert angerechnet, der nach nä-

herer Maßgabe der Anleihebedingungen dem auf volle Cent aufgerundeten volumen-

gewichteten Durchschnittswert der Börsenkurse von Aktien gleicher Gattung der Ge-

sellschaft im Xetra-Handel (oder in einem an die Stelle des Xetra-Systems getretenen 

funktional vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse an 

den letzten zehn Handelstagen vor der Erklärung der Wandlung bzw. Optionsaus-

übung entspricht. 

Die Wandel- bzw. Optionsanleihebedingungen können ferner vorsehen, dass die Ge-

sellschaft den Wandlungs- bzw. Optionsberechtigten nicht Aktien der Gesellschaft 

gewährt, sondern den Gegenwert der andernfalls zu liefernden Aktien in Geld zahlt. 

Der Gegenwert je Aktie entspricht nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen 

dem auf volle Cent aufgerundeten volumengewichteten Durchschnittswert der Bör-

senkurse von Aktien gleicher Gattung der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder in ei-
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nem an die Stelle des Xetra-Systems getretenen funktional vergleichbaren Nachfol-

gesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten zehn Handelstagen vor 

der Erklärung der Wandlung bzw. Optionsausübung. 

(dd) Options- bzw. Wandlungspreis 

Im Falle der Ausgabe von Schuldverschreibungen, die ein Wandlungsrecht, eine 

Wandlungspflicht und/oder ein Optionsrecht gewähren bzw. bestimmen, muss der 

jeweils festzusetzende Options- bzw. Wandlungspreis – auch bei einem variablen 

Umtauschverhältnis bzw. Wandlungspreis – entweder (i) mindestens 80 Prozent des 

volumengewichteten Durchschnitts aus den Börsenkursen der Aktien der Gesell-

schaft gleicher Gattung im Xetra-Handel (oder in einem an die Stelle des Xetra-Sys-

tems getretenen funktional vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter 

Wertpapierbörse an den letzten zehn Handelstagen vor dem Tag der Beschlussfas-

sung durch den Vorstand über die Begebung der Options- oder Wandelschuldver-

schreibungen betragen oder (ii) – für den Fall der Einräumung eines Bezugsrechts – 

mindestens 80 Prozent des volumengewichteten Durchschnitts aus den Börsenkur-

sen der Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung im Xetra-Handel (oder in einem an 

die Stelle des Xetra-Systems getretenen funktional vergleichbaren Nachfolgesystem) 

an der Frankfurter Wertpapierbörse im Zeitraum vom Beginn der Bezugsfrist bis zum 

dritten Tag vor der Bekanntmachung der endgültigen Konditionen gemäß § 186 

Abs. 2 Satz 2 AktG (einschließlich) entsprechen. § 9 Abs. 1 AktG und § 199 AktG blei-

ben unberührt. 

(ee) Verwässerungsschutz 

Die Ermächtigung umfasst auch die Möglichkeit, nach näherer Maßgabe der jeweili-

gen Anleihebedingungen in bestimmten Fällen Verwässerungsschutz zu gewähren 

bzw. Anpassungen vorzunehmen. Dies kann insbesondere vorgesehen werden, wenn 

die Gesellschaft während der Wandlungs- oder Optionsfrist ihr Grundkapital unter 

Einräumung eines Bezugsrechts an ihre Aktionäre erhöht oder weitere Wandel- oder 

Optionsschuldverschreibungen begibt bzw. Wandlungs- oder Optionsrechte gewährt 

oder garantiert und den Inhabern schon bestehender Wandlungs- oder Options-

rechte hierfür kein Bezugsrecht einräumt, wie es ihnen nach Ausübung des Wand-

lungs- oder Optionsrechts bzw. der Erfüllung ihrer Wandlungspflichten als Aktionär 
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zustünde, oder wenn durch eine Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln das 

Grundkapital erhöht wird. Für solche Fälle kann über die Wandel- bzw. Optionsanlei-

hebedingungen sichergestellt werden, dass der wirtschaftliche Wert der bestehen-

den Wandlungs- bzw. Optionsrechte unberührt bleibt, indem die Wandlungs- oder 

Optionsrechte wertwahrend angepasst werden, soweit die Anpassung nicht bereits 

durch Gesetz zwingend geregelt ist. Die wertwahrende Anpassung kann insbeson-

dere durch Einräumung von Bezugsrechten, durch die Veränderung oder Einräumung 

von Barkomponenten oder durch Veränderung des Wandlungs-bzw. Optionspreises 

erfolgen. Das Vorstehende gilt entsprechend für den Fall der Kapitalherabsetzung o-

der anderer Kapitalmaßnahmen, von Aktiensplits, von Umstrukturierungen, einer 

Kontrollerlangung durch Dritte, einer Dividendenzahlung oder anderer vergleichba-

rer Maßnahmen, die zu einer Verwässerung des Werts der Aktien führen können. § 9 

Abs. 1 AktG und § 199 AktG bleiben unberührt. In jedem Fall darf der anteilige Betrag 

am Grundkapital der je Schuldverschreibung zu beziehenden Aktien insgesamt den 

Nennbetrag pro Schuldverschreibung bzw. einen niedrigeren Ausgabepreis nicht 

überschreiten. 

(ff) Ermächtigung zur Festlegung der weiteren Einzelheiten 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzel-

heiten der Ausgabe und Ausstattung der Schuldverschreibungen, insbesondere Zins-

satz, Art der Verzinsung, Ausgabekurs, Laufzeit, Stückelung, Verwässerungsschutzbe-

stimmungen, Restrukturierungsmöglichkeiten, Options- bzw. Wandlungspreis und 

Options- bzw. Wandlungszeitraum sowie Währung und Umrechnungsmodalitäten 

festzusetzen. Für den Fall der Ausgabe durch Konzernunternehmen hat der Vorstand 

zusätzlich das Einvernehmen mit den Organen der die Schuldverschreibungen bege-

benden Konzernunternehmen herzustellen. § 9 Abs. 1 AktG und § 199 AktG bleiben 

jeweils unberührt. 

b) Bedingtes Kapital 2021 

Das Grundkapital wird um bis zu EUR 22.697.151,00 durch Ausgabe neuer auf den 

Inhaber lautender Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2021). Die bedingte 

Kapitalerhöhung dient der Gewährung von auf den Inhaber lautenden Stückaktien an 
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die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandel-, Options- und/oder Gewinnschuldverschrei-

bungen und/oder Genussrechten (bzw. Kombinationen dieser Instrumente), die auf-

grund der von der Hauptversammlung vom 10. Juni 2021 beschlossenen Ermächti-

gung von der Gesellschaft oder deren unmittelbaren oder mittelbaren in- oder aus-

ländischen Beteiligungsgesellschaften begeben werden und ein Wandlungs- bzw. Op-

tionsrecht oder eine Wandlungspflicht in bzw. auf neue auf den Inhaber lautende 

Stückaktien der Gesellschaft gewähren bzw. begründen.  

Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit durchzuführen, wie von Options- bzw. 

Wandlungsrechten Gebrauch gemacht wird, wie die zur Wandlung verpflichteten In-

haber bzw. Gläubiger ihre Pflicht zur Wandlung erfüllen oder wie Andienungen von 

Aktien aufgrund von Ersetzungsbefugnissen der Gesellschaft erfolgen und soweit 

nicht eigene Aktien oder neue Aktien aus einer Ausnutzung eines genehmigten Kapi-

tals zur Bedienung eingesetzt werden. Die neuen auf den Inhaber lautenden Stück-

aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahrs an, in dem sie durch Ausübung von 

Options- bzw. Wandlungsrechten oder durch die Erfüllung von Wandlungspflichten 

oder die Ausübung von Andienungsrechten entstehen, am Gewinn teil. Soweit recht-

lich zulässig, kann der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Gewinnbetei-

ligung hiervon und von § 60 Abs. 2 AktG abweichend, auch für ein bereits abgelaufe-

nes Geschäftsjahr, festlegen. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhö-

hung festzusetzen. 

c) Satzungsänderung 

§ 5 der Satzung soll folgender neuer Absatz 4 angefügt werden: 

“Das Grundkapital ist um bis zu EUR 22.697.151,00 durch Ausgabe neuer auf den In-

haber lautender Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2021). Die bedingte 

Kapitalerhöhung dient der Gewährung von auf den Inhaber lautenden Stückaktien an 

die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandel-, Options- und/oder Gewinnschuldverschrei-

bungen und/oder Genussrechten (bzw. Kombinationen dieser Instrumente), die auf-

grund der von der Hauptversammlung vom 10. Juni 2021 beschlossenen Ermächti-

gung von der Gesellschaft oder deren unmittelbaren oder mittelbaren in- oder aus-
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ländischen Beteiligungsgesellschaften begeben werden und ein Wandlungs- bzw. Op-

tionsrecht oder eine Wandlungspflicht in bzw. auf neue auf den Inhaber lautende 

Stückaktien der Gesellschaft gewähren bzw. begründen.  

Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit durchzuführen, wie von Options- bzw. 

Wandlungsrechten Gebrauch gemacht wird, wie die zur Wandlung verpflichteten In-

haber bzw. Gläubiger ihre Pflicht zur Wandlung erfüllen oder wie Andienungen von 

Aktien aufgrund von Ersetzungsbefugnissen der Gesellschaft erfolgen und soweit 

nicht eigene Aktien oder neue Aktien aus einer Ausnutzung eines genehmigten Kapi-

tals zur Bedienung eingesetzt werden. Die neuen auf den Inhaber lautenden Stückak-

tien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahrs an, in dem sie durch Ausübung von Op-

tions- bzw. Wandlungsrechten oder durch die Erfüllung von Wandlungspflichten oder 

die Ausübung von Andienungsrechten entstehen, am Gewinn teil. Soweit rechtlich zu-

lässig, kann der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Gewinnbeteiligung 

hiervon und von § 60 Abs. 2 AktG abweichend, auch für ein bereits abgelaufenes Ge-

schäftsjahr, festlegen. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzuset-

zen.” 

Der Vorstand hat gemäß §§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG einen schriftli-

chen Bericht über die Gründe für den Ausschluss des Bezugsrechts erstattet. Der In-

halt dieses Berichts wird im Anschluss an die Tagesordnung in dieser Einladung zur 

ordentlichen Hauptversammlung unter Abschnitt IV. bekanntgemacht. 

11. Beschlussfassung über die Erteilung einer Ermächtigung zum Erwerb und zur Ver-

wendung eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG und zum Ausschluss des Be-

zugs- und Andienungsrechts der Aktionäre 

Zum Erwerb eigener Aktien bedarf die Gesellschaft, soweit nicht gesetzlich ausdrück-

lich zugelassen, einer besonderen Ermächtigung durch die Hauptversammlung.  

Der Gesellschaft soll eine Ermächtigung in Höhe des gesetzlich zulässigen Höchstvo-

lumens für den Erwerb eigener Aktien in Höhe von 10 Prozent des Grundkapitals der 

Gesellschaft zur Verfügung gestellt werden. Damit soll die Gesellschaft in die Lage 
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versetzt werden, kurzfristig eigene Aktien ohne weiteren Beschluss der Hauptver-

sammlung in einem angemessenen Umfang erwerben zu können. 

Daher soll der Hauptversammlung vorgeschlagen werden, eine Ermächtigung zum 

Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien zu erteilen. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen: 

a) Die Gesellschaft wird bis zum 9. Juni 2026 ermächtigt, im Rahmen der gesetzli-

chen Grenzen eigene Aktien bis zu insgesamt 10 Prozent des zum Zeitpunkt der 

Beschlussfassung oder – falls dieser Wert niedriger ist – des zum Zeitpunkt der 

Ausübung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals zu erwerben. Zusam-

men mit anderen eigenen Aktien, die die Gesellschaft erworben hat und die 

sich jeweils im Besitz der Gesellschaft befinden oder ihr zuzurechnen sind, dür-

fen die aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien zu keinem 

Zeitpunkt 10 Prozent des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung oder – falls die-

ser Wert niedriger ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung be-

stehenden Grundkapitals der Gesellschaft übersteigen. Der Erwerb zum Zweck 

des Handels mit eigenen Aktien ist ausgeschlossen. 

Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilbeträgen, einmal oder mehrmals, in 

Verfolgung eines oder mehrerer Zwecke durch die Gesellschaft oder auch durch 

ihre Konzernunternehmen oder für ihre oder deren Rechnung von Dritten aus-

geübt werden. 

Der Erwerb der eigenen Aktien darf nach Wahl des Vorstands über die Börse 

oder mittels eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots bzw. 

mittels einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines Verkaufsangebots er-

folgen. Im Falle des Erwerbs über die Börse darf der gezahlte Gegenwert je Ak-

tie (ohne Erwerbsnebenkosten) den Mittelwert der Schlusskurse für Aktien der 

Gesellschaft gleicher Ausstattung im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren 

Nachfolgesystem) an den letzten fünf Handelstagen der Frankfurter Wertpa-

pierbörse vor dem Eingehen der Verpflichtung zum Erwerb um nicht mehr als 

10 Prozent über- bzw. um nicht mehr als 20 Prozent unterschreiten. Bei einem 
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öffentlichen Kaufangebot bzw. einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe ei-

nes Verkaufsangebots dürfen der gebotene Kaufpreis oder die Grenzwerte der 

Kaufpreisspanne je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den Mittelwert der 

Schlusskurse für Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung im Xetra-Handel 

(oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an den letzten fünf Handelsta-

gen der Frankfurter Wertpapierbörse vor dem Tag der Veröffentlichung des An-

gebots bzw. der öffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines Verkaufsangebots 

um nicht mehr als 10 Prozent über- bzw. um nicht mehr als 20 Prozent unter-

schreiten. Ergeben sich nach Veröffentlichung eines Kaufangebots bzw. der öf-

fentlichen Aufforderung zur Abgabe eines Verkaufsangebots erhebliche Abwei-

chungen des maßgeblichen Kurses, so kann das Angebot bzw. die Aufforderung 

zur Abgabe eines Angebots angepasst werden. In diesem Fall bestimmt sich der 

maßgebliche Kurs nach dem Schlusskurs für Aktien der Gesellschaft gleicher 

Ausstattung im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) am 

letzten Handelstag der Frankfurter Wertpapierbörse vor der Veröffentlichung 

der Anpassung; die 10 Prozent-Grenze für das Über- bzw. die 20 Prozent-

Grenze für das Unterschreiten ist auf diesen Betrag anzuwenden. Das Volumen 

des Angebots bzw. der Aufforderung zur Abgabe von Angeboten kann begrenzt 

werden. Sofern die gesamte Annahme des Angebots bzw. die bei einer Auffor-

derung zur Abgabe von Angeboten abgegebenen Angebote der Aktionäre die-

ses Volumen überschreitet bzw. überschreiten, muss der Erwerb bzw. die An-

nahme unter insoweit partiellem Ausschluss eines eventuellen Andienungs-

rechts der Aktionäre im Verhältnis der jeweils angebotenen Aktien erfolgen. Ein 

bevorrechtigter Erwerb bzw. eine bevorrechtigte Annahme geringerer Stück-

zahlen bis zu 100 Stück zum Erwerb angebotener Aktien der Gesellschaft je Ak-

tionär der Gesellschaft kann unter insoweit partiellem Ausschluss eines even-

tuellen Andienungsrechts der Aktionäre vorgesehen werden. Das Kaufangebot 

bzw. die Aufforderung zur Abgabe eines Verkaufsangebots kann weitere Bedin-

gungen vorsehen. 

b)  Der Vorstand ist ermächtigt, Aktien der Gesellschaft, die aufgrund dieser Er-

mächtigung erworben werden, zu allen gesetzlich zugelassenen Zwecken, ins-

besondere auch zu den folgenden Zwecken, zu verwenden: 
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aa) Die erworbenen eigenen Aktien können auch in anderer Weise als über die 

Börse oder mittels eines Angebots an sämtliche Aktionäre veräußert werden, 

wenn die Aktien gegen Barzahlung zu einem Preis veräußert werden, der den 

Börsenkurs von Aktien gleicher Ausstattung der Gesellschaft zum Zeitpunkt der 

Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Als maßgeblicher Börsenkurs im 

Sinne der vorstehenden Regelung gilt der Mittelwert der Schlusskurse für Ak-

tien der Gesellschaft gleicher Ausstattung im Xetra-Handel (oder einem ver-

gleichbaren Nachfolgesystem) an den letzten fünf Handelstagen der Frankfur-

ter Wertpapierbörse vor der Eingehung der Verpflichtung zur Veräußerung der 

Aktien. Das Bezugsrecht der Aktionäre ist ausgeschlossen. Diese Ermächtigung 

gilt jedoch nur mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss des Bezugsrechts 

entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußerten Aktien insgesamt 10 Pro-

zent des Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, und zwar weder im Zeit-

punkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächti-

gung (die „Höchstgrenze“). Auf diese Höchstgrenze sind Aktien anzurechnen, 

die während der Laufzeit dieser Ermächtigung aus genehmigtem Kapital gemäß 

§§ 203 Abs. 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts ausge-

geben werden. Ferner sind auf diese Höchstgrenze diejenigen Aktien anzurech-

nen, die zur Bedienung von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, 

Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen 

dieser Instrumente) ausgegeben wurden bzw. noch ausgegeben werden kön-

nen, sofern die zugrundeliegenden Schuldverschreibungen während der Lauf-

zeit dieser Ermächtigung aufgrund einer Ermächtigung zur Ausgabe von Wan-

del- und/oder Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Ge-

winnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) in ent-

sprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Be-

zugsrechts ausgegeben wurden. Eine erfolgte Anrechnung entfällt, soweit Er-

mächtigungen zur Ausgabe neuer Aktien aus genehmigtem Kapital mit der 

Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss gemäß §§ 203 Abs. 2, 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG oder zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschrei-

bungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombi-

nationen dieser Instrumente) in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 
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Satz 4 AktG nach einer Ausübung solcher Ermächtigungen, die zur Anrechnung 

geführt haben, von der Hauptversammlung erneut erteilt werden. 

bb) Die erworbenen eigenen Aktien können auch in anderer Weise als über die 

Börse oder mittels Angebot an sämtliche Aktionäre veräußert werden, soweit 

dies gegen Sachleistung Dritter, insbesondere im Rahmen des Erwerbs von Un-

ternehmen, Betrieben, Teilen von Unternehmen oder Beteiligungen an Unter-

nehmen, oder anderen einlagefähigen Vermögensgegenständen oder Ansprü-

chen auf den Erwerb von Vermögensgegenständen, einschließlich Forderungen 

gegen die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften, geschieht oder zur Er-

füllung von Umtauschrechten oder -pflichten von Inhabern bzw. Gläubigern aus 

von der Gesellschaft oder von Konzernunternehmen der Gesellschaft ausgege-

benen Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten 

und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instru-

mente) erfolgt. Das Bezugsrecht der Aktionäre ist jeweils ausgeschlossen. 

cc) Die erworbenen eigenen Aktien können ohne weiteren Hauptversammlungs-

beschluss ganz oder teilweise eingezogen werden. Sie können auch im verein-

fachten Verfahren ohne Kapitalherabsetzung durch Anpassung des anteiligen 

rechnerischen Betrags der übrigen Stückaktien am Grundkapital der Gesell-

schaft eingezogen werden. Die Einziehung kann auf einen Teil der erworbenen 

Aktien beschränkt werden. Erfolgt die Einziehung im vereinfachten Verfahren, 

ist der Vorstand zur Anpassung der Zahl der Stückaktien in der Satzung ermäch-

tigt. 

c)  Die Ermächtigungen unter lit. b) erfassen auch die Verwendung von Aktien der 

Gesellschaft, die aufgrund von § 71d Satz 5 AktG erworben wurden. 

d)  Die Ermächtigungen unter lit. b) können einmal oder mehrmals, ganz oder in 

Teilen, einzeln oder gemeinsam, die Ermächtigungen gemäß lit. b), aa) und bb) 

können auch durch abhängige oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft ste-

hende Unternehmen oder auf deren Rechnung oder auf Rechnung der Gesell-

schaft handelnde Dritte ausgenutzt werden. 
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e)  Der Aufsichtsrat kann bestimmen, dass Maßnahmen des Vorstands aufgrund 

dieses Hauptversammlungsbeschlusses nur mit seiner Zustimmung vorgenom-

men werden dürfen. 

Der Vorstand hat gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG einen 

schriftlichen Bericht über die Gründe für den Ausschluss des Bezugs- und Andie-

nungsrechts der Aktionäre erstattet. Der Inhalt des Berichts wird im Anschluss an die 

Tagesordnungspunkte in dieser Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung unter 

Abschnitt V. bekanntgemacht. 

12. Beschlussfassung über die Änderung von § 19 Abs. 3 der Satzung der Gesellschaft 

Durch das Gesetz zur Umsetzung der zweiten Aktionärsrechterichtlinie vom 12. De-

zember 2019 (ARUG II) wurden unter anderem die Voraussetzungen für den zur Teil-

nahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts zu erbringen-

den Nachweis des Anteilsbesitzes mit Wirkung ab dem 3. September 2020 geändert. 

Nach dem neuen § 123 Abs. 4 Satz 1 AktG reicht bei Inhaberaktien börsennotierter 

Gesellschaften für die Teilnahme an der Hauptversammlung oder die Ausübung des 

Stimmrechts ein Nachweis des Letztintermediärs gemäß dem ebenfalls neu eingefüg-

ten § 67c Abs. 3 AktG aus. Nach § 19 Abs. 3 Satz 1 der Satzung der Gesellschaft ist 

entsprechend den Vorgaben der vor dem 3. September 2020 geltenden Fassung des 

§ 123 Abs. 4 Satz 1 AktG zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung 

des Stimmrechts ein in Textform und in deutscher oder englischer Sprache erstellter 

besonderer Nachweis über den Anteilsbesitz durch das depotführende Institut erfor-

derlich. 

Damit weicht die Satzung der Gesellschaft von den aktuellen Vorgaben des Aktienge-

setzes ab. Um diese Abweichung zu beheben, soll eine Anpassung der Satzung be-

schlossen werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

§ 19 Abs. 3 Satz 1 und Satz 2 werden geändert und wie folgt neu gefasst: 
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„Als Nachweis des Aktienbesitzes reicht ein gemäß § 67c Abs. 3 AktG durch den Letzt-

intermediär in Textform ausgestellter Nachweis über den Anteilsbesitz des Aktionärs, 

der der Gesellschaft vom Letztintermediär auch direkt übermittelt werden kann. Der 

Nachweis über den Anteilsbesitz hat sich auf den Beginn des 21. Tages vor der Haupt-

versammlung (Nachweisstichtag) zu beziehen und muss der Gesellschaft unter der in 

der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage vor der Haupt-

versammlung zugehen.“ 

Im Übrigen bleibt § 19 Abs. 3 der Satzung unverändert. 

II. 

Angaben zu Tagesordnungspunkt 8: Vergütungssystem 

für die Mitglieder des Vorstands 

A. Grundzüge des Vergütungssystems für die Mitglieder des Vorstands der SAF-

HOLLAND SE 

Das System der Vorstandsvergütung leistet einen Beitrag zur Förderung der Ge-

schäftsstrategie der SAF-HOLLAND SE: Die Vorstandsmitglieder sollen durch die Aus-

gestaltung des Vergütungssystems dazu motiviert werden, die in der Strategie 2025 

niedergelegten strategischen und finanziellen Ziele zu erreichen. Das System fördert 

zudem, dass der Vorstand der SAF-HOLLAND SE seinem unternehmerischen Handeln 

stets die langfristige Entwicklung des Unternehmens voranstellt. Im Zuge einer steti-

gen Weiterentwicklung des Unternehmens soll Mehrwert geschaffen werden – für 

Kunden und Aktionäre, für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie für das Unterneh-

men selbst.  

Das System zur Vergütung der Vorstandsmitglieder soll einfach, klar und verständlich 

sein. Es entspricht den Vorgaben des Aktiengesetzes sowie den Empfehlungen des 

Deutschen Corporate Governance Kodex in seiner Fassung vom 16. Dezember 2019 

(DCGK), und wird nachfolgend in seinen Grundzügen sowie hinsichtlich der Struktur 

und Höhe der Vorstandsvergütung erläutert. 
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Das vorliegende System zur Vergütung der Vorstandsmitglieder gilt für alle ab dem 

22. März 2021 neu abzuschließenden oder zu verlängernden Dienstverträge mit Vor-

standsmitgliedern der Gesellschaft sowie für die laufenden Dienstverträge sämtlicher 

Vorstandsmitglieder. 

B. Verfahren zur Festsetzung des Vergütungssystems 

Grundlagen der Vergütung 

Das System der Vorstandsvergütung wird vom Aufsichtsrat festgelegt. Dabei wird der 

Aufsichtsrat von seinem Nominierungs- und Vergütungsausschuss unterstützt. Der 

Ausschuss entwickelt Empfehlungen zum System der Vorstandsvergütung, über die 

der Aufsichtsrat berät und beschließt. Bei Bedarf kann der Aufsichtsrat externe Bera-

ter hinzuziehen, auf deren Unabhängigkeit er achtet. 

Der Aufsichtsrat überprüft jährlich die Vergütung jedes einzelnen Mitglieds des Vor-

stands hinsichtlich deren Höhe und Struktur. Das Vergütungssystem für die Mitglie-

der des Vorstands wird alle zwei Jahre durch den Aufsichtsrat überprüft. Beschluss-

fassungen über die Vergütung werden in der Regel vom Nominierungs- und Vergü-

tungsausschuss vorbereitet. Bei Bedarf kann der Nominierungs- und Vergütungsaus-

schuss dem Aufsichtsrat empfehlen, Änderungen am Vergütungssystem vorzuneh-

men. Im Falle wesentlicher Änderungen, mindestens jedoch alle vier Jahre, wird das 

Vergütungssystem der Hauptversammlung zur Billigung vorgelegt. 

Billigt die Hauptversammlung das zur Abstimmung gestellte Vergütungssystem nicht, 

wird spätestens in der darauffolgenden ordentlichen Hauptversammlung ein über-

prüftes Vergütungssystem zur Beschlussfassung vorgelegt. 

Verhältnismäßigkeit der Vergütung 

Bei der Festsetzung der Höhe der Gesamtbezüge sorgt der Aufsichtsrat dafür, dass 

diese in einem angemessenen Verhältnis zu den Aufgaben und Leistungen des jewei-

ligen Vorstandsmitgliedes steht. Die Kriterien für die Beurteilung der Angemessen-

heit der Vergütung sind dabei die individuellen Aufgaben und Leistungen der Mitglie-

der des Vorstands. Der Aufsichtsrat achtet bei der Festsetzung der Gesamtbezüge 
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darauf, dass die übliche Vergütung sowohl extern gemessen an einer geeigneten Ver-

gleichsgruppe anderer Unternehmen als auch intern im Verhältnis zur Gesamtbeleg-

schaft nicht ohne besondere Gründe überschritten wird. Dabei wird für die externe 

Beurteilung insbesondere ein Vergleich zu Unternehmen des SDAX zu Grunde gelegt. 

Zum Vergleich wird eine Positionierung von SAF-HOLLAND im jeweiligen Vergleichs-

markt hinsichtlich der Bewertungskriterien Umsatz, Mitarbeiteranzahl und Marktka-

pitalisierung ermittelt. Ausgehend von dieser Positionierung wird die Vergütung der 

Mitglieder des Vorstands auf ihre Marktüblichkeit geprüft. Hierzu wird der Aufsichts-

rat von einem unabhängigen externen Vergütungsexperten unterstützt. Zur Beurtei-

lung der Üblichkeit der Gesamtvergütung innerhalb des Unternehmens berücksich-

tigt der Aufsichtsrat auch die Vergütungs- und Beschäftigungsbedingungen der Ar-

beitnehmer der Gesellschaft, d.h. des oberen Führungskreises und der Belegschaft 

insgesamt; das Verhältnis der Vorstandsvergütung zur Vergütung des oberen Füh-

rungskreises und der Belegschaft insgesamt wird dabei auch in der zeitlichen Entwick-

lung berücksichtigt (vertikaler Vergütungsvergleich). Es soll zudem der wirtschaftli-

chen Lage und dem Erfolg des Unternehmens angemessen Rechnung getragen wer-

den. 

Variable Vergütungsbestandteile sollen eine mehrjährige Bemessungsgrundlage ha-

ben. Gemäß der Empfehlung des DCGK achtet der Aufsichtsrat bei der Festlegung der 

variablen Vergütung darauf, dass die langfristigen variablen Vergütungskomponen-

ten die kurzfristigen übersteigen. Gleichzeitig wird im Rahmen der kurzfristigen vari-

ablen Vergütung auch ein hinreichend großer Schwerpunkt auf die operativen jährli-

chen Ziele gelegt, die als Grundlage für die zukünftige Unternehmensentwicklung die-

nen.  

Der Aufsichtsrat kann gemäß § 87a Abs. 2 Satz 2 AktG vorübergehend von dem Ver-

gütungssystem für den Vorstand abweichen, wenn dies im Interesse des langfristigen 

Wohlergehens der Gesellschaft notwendig ist. Hierzu gehören beispielsweise die An-

gleichung des Vergütungssystems bei einer signifikant veränderten Unternehmens-

strategie zur Gewährung der adäquaten Anreizsetzung oder im Falle weitreichender 

Änderungen der Wirtschaftssituation (zum Beispiel bei schweren Wirtschaftskrisen, 

Kriegen oder Pandemien), die die ursprünglichen Leistungskriterien und/oder Kenn-
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zahlen des Vergütungssystems hinfällig werden lassen, sofern die konkreten Auswir-

kungen nicht vorhersehbar waren. Allgemein ungünstige Marktentwicklungen stellen 

ausdrücklich keinen Ausnahmefall dar, der zum Abweichen vom Vergütungssystem 

berechtigt. 

Verfahrensmäßig setzt ein solches Abweichen einen ausdrücklichen Beschluss des 

Aufsichtsrats voraus, in dem konkret die Dauer der Abweichung sowie die Abwei-

chung als solche, aber auch der Grund hierfür (also warum das langfristige Wohler-

gehen der Gesellschaft die Abweichung erfordert) in angemessener Form beschrie-

ben sind. Die Bestandteile des Vergütungssystems, von denen in Ausnahmefällen ab-

gewichen werden kann, sind das Verfahren, die Regelungen zur Vergütungsstruktur 

und -höhe sowie die einzelnen Vergütungsbestandteile und insbesondere die Leis-

tungskriterien. Sachlich kann der Aufsichtsrat sowohl von dem jeweiligen relativen 

Anteil der einzelnen Vergütungsbestandteile sowie ihren jeweiligen Voraussetzungen 

abweichen. Auch die Grundvergütung kann er im Einzelfall vorübergehend anders 

festsetzen, wenn dies im Interesse des langfristigen Wohlergehens der Gesellschaft 

liegt, nicht jedoch die von der Hauptversammlung festgelegte Maximalvergütung 

überschreiten.  

Möglichkeiten der Sondervergütung (Sonderboni) für die Mitglieder des Vorstands 

(wie z.B. Antritts- und Halteprämien oder Zahlungen für besondere Aufgaben oder 

außerordentliche Leistungen) sind im Vergütungssystem nicht vorgesehen. Eine 

nachträgliche Änderung der Zielwerte oder der Vergleichsparameter gemäß Empfeh-

lung G.8 des DCGK ist ausgeschlossen. 

Zielgesamtvergütung und Maximalvergütung 

Die Zielgesamtvergütung ist so bemessen, dass im Regelfall die Zielbeträge der vari-

ablen Vergütungsbestandteile dem Anteil der festen Vergütungsbestandteile (Grund-

vergütung und Nebenleistungen) in etwa entsprechen. Weiterhin soll innerhalb der 

variablen Vergütungsbestandteile der Anteil der langfristigen variablen Vergütungs-

bestandteile den Anteil der kurzfristigen variablen Vergütungsbestandteile überstei-

gen. Im Regelfall sollen von der Zielgesamtvergütung des einzelnen Vorstandsmit-

glieds ein Anteil von ca. 47 Prozent auf die jährliche Grundvergütung und 3 Prozent 

auf Nebenleistungen entfallen. Der Anteil der STI soll bei ca. 23 Prozent liegen, der 
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Anteil der LTI bei ca. 27 Prozent. Die prozentuale Gewichtung kann dabei bei allen 

Bestandteilen der Vergütung um etwa 2 bis 3 Prozentpunkte variieren. Im Falle von 

eventuellen zukünftigen Anpassungen bei der Vergütung der Mitglieder des Vor-

stands hat der Aufsichtsrat entschieden, diese vor allem im Bereich der variablen Be-

standteile vorzunehmen, um den Anteil der variablen Vergütungselemente zu stei-

gern. 

 

Für die Summe der oben genannten Vergütungsbestandteile wurde eine Maximal-

vergütung gemäß § 87a AktG definiert. Diese beträgt rechnerisch unter Einbezug der 

fixen Grundvergütung, Nebenleistungen und Deckelung der variablen Vergütungsbe-

standteile für den Vorstandsvorsitzenden 1.993.250 € und für die ordentlichen Vor-

standsmitglieder 1.050.000 €.  

Übersicht über die Maximalvergütung der Vorstandsmitglieder: 
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C. Bestandteile des Vergütungssystems 

Die Gesamtbezüge der Mitglieder des Vorstands der SAF-HOLLAND SE für die von 

ihnen gemäß ihren Anstellungsverträgen zu erbringenden Tätigkeiten setzen sich aus 

erfolgsunabhängigen festen und erfolgsabhängigen variablen Vergütungskomponen-

ten zusammen. Die folgende Darstellung gibt einen Überblick über die einzelnen Ver-

gütungskomponenten. 

Bestandteile und Struktur des Vergütungssystems im Überblick: 

 

 Erfolgsunabhängige feste Vergütung 

 Festes Jahresgrundgehalt 

Das Grundgehalt stellt ein fixes, auf das Gesamtjahr bezogenes und monatlich ge-

währtes Entgelt dar. Die Mitglieder des Vorstands erhalten für ihre Tätigkeit – anders 
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als bei vielen anderen Unternehmen – keine Altersversorgungsleistungen vom Unter-

nehmen. Die Festvergütung enthält hierfür seit dem Geschäftsjahr 2018 eine Aus-

gleichskomponente.  

 Nebenleistungen 

Die steuerpflichtigen Nebenleistungen des Vorstands bestehen insbesondere aus der 

Bereitstellung von Dienstwagen und der Übernahme von Kosten für eine Berufsun-

fallversicherung. Weiterhin besteht eine Vermögensschadenshaftpflichtversicherung 

(D&O-Versicherung). Zudem erfolgen – in entsprechender Anwendung der sozialver-

sicherungsrechtlichen Vorschriften – Zuschüsse zur Kranken- und Rentenversiche-

rung.  

 Erfolgsabhängige variable Vergütung 

Die variable Vergütung der Vorstandsmitglieder ist an die Leistung gekoppelt und auf 

die kurz- und langfristige Entwicklung der Gesellschaft ausgerichtet. Die variable, er-

folgsabhängige Vergütung setzt sich aus einer Kurz- und einer Langfristkomponente 

zusammen. Es handelt sich zum einen um eine auf das jeweilige Geschäftsjahr bezo-

gene Erfolgsmessung, das sogenannte Short-Term Incentive (STI) und zum anderen 

um eine aktienbasierte variable Vergütung mit einer auf mehrere Jahre bezogenen 

Erfolgsmessung, das sogenannte Long-Term Incentive (LTI). Entsprechend der jewei-

ligen Leistungszeiträume basieren die beiden Komponenten auf unterschiedlichen 

Bemessungsgrundlagen und weisen verschiedene Erfolgsparameter auf. Für die Ge-

währung dieser variablen erfolgsabhängigen Vergütungsbestandteile sind finanzielle 

sowie nicht-finanzielle Leistungskriterien maßgeblich. Beide Komponenten der vari-

ablen Vergütung werden im Folgenden detailliert dargestellt. 

 Kurzfristig variable Vergütung (STI)  

Die kurzfristig variable Vergütung oder Short-term Incentive (STI) richtet sich nach 

dem messbaren Erfolg des Unternehmens im abgelaufenen Geschäftsjahr sowie der 

Erreichung individueller Ziele. Die Berechnung des STI erfolgt anhand von finanziellen 

und nicht-finanziellen Leistungskriterien, welche auf den im Folgenden erläuterten 

Kennzahlen und daraus abgeleiteten individuellen Zielen basieren.  
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Als Unternehmensziele wurden die drei Zielgrößen Konzernumsatz, das Net Working 

Capital Ratio sowie die bereinigte EBIT-Marge definiert. Der Anteil der Unterneh-

mensziele beträgt in Summe 75 Prozent. Mit Hilfe der individuellen Ziele werden die 

individuellen Leistungen des einzelnen Vorstandsmitgliedes in der Vergütung berück-

sichtigt. Die individuellen Ziele bestehen aus nicht-finanziellen Zielen. Die individuel-

len Ziele bestehen ebenfalls aus drei Zielen und werden in Summe mit 25 Prozent 

gewichtet. Als individuelle Nachhaltigkeitsziele werden je nach aktueller Relevanz 

und Notwendigkeit unterschiedliche Ziele aus den Themenfeldern strategische Un-

ternehmensentwicklung, Unternehmenskultur, Diversity, Mitarbeiter und Führung, 

Umwelt und Corporate Social Responsibility gewählt.  

Überblick über die Ziele und deren prozentuale Gewichtung: 

 

 

Der Aufsichtsrat legt die Erfolgsziele auf Grundlage der vom Vorstand vorgelegten 

Unternehmensplanung vor Beginn des Geschäftsjahres fest, für welches die kurzfris-

tige variable Vergütung gewährt wird.  

Für die Zielerreichung gilt in der Regel eine Untergrenze von 75 Prozent und eine 

Obergrenze von 125 Prozent. Wenn die Summe der gewichteten individuellen Zieler-

reichung unter 75 Prozent (Schwellenwert) liegt, wird keine anteilige Auszahlung des 

Zielbonus gewährt. In außergewöhnlichen Fällen kann der Aufsichtsrat eine Unter-

grenze von 50 Prozent festlegen. Die Höhe der zu zahlenden Vergütung errechnet 
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sich durch Multiplikation des Prozentsatzes der Zielerreichung mit dem Zielbonusbe-

trag. Im Jahr des Eintritts und des Ausscheidens aus der Gesellschaft hat das Vor-

standsmitglied Anspruch auf einen zeitanteiligen Bonus. Dieser kann bei unterjähri-

gem Eintritt für das Jahr des Eintritts mit 100 Prozent fixiert werden. Die Auszahlung 

der kurzfristigen variablen Vergütung erfolgt im Folgejahr des betreffenden Ge-

schäftsjahres. 

Aus den einzelnen gemessenen Zielerreichungsfaktoren wird anhand ihrer Gewich-

tung der Faktor der Zielerreichung berechnet. Durch Multiplikation des Gesamtziel-

erreichungsfaktors mit dem STI-Zielbetrag ergibt sich der Auszahlungsbetrag des STI. 

Hierbei gelten die oben genannten Ober- und Untergrenzen von 125 Prozent bzw. 

75 Prozent. Die Auszahlung erfolgt am Ende des ersten Quartals des folgenden Ge-

schäftsjahres, für welches das jeweilige STI gewährt wurde. Vor der Auszahlung ist es 

zwingend erforderlich, dass der Konzernabschluss des Geschäftsjahres durch den 

Aufsichtsrat gebilligt wurde. 

Berechnung des Auszahlungsbetrags des STI: 

 

 

 Langfristig variable Vergütung (LTI)  

Die langfristig variable Vergütung oder Long-term Incentive (LTI) ist ein aktienbasier-

ter variabler Vergütungsbestandteil mit dem Ziel, den Unternehmenswert langfristig 

zu steigern sowie die Interessen der Unternehmensführung sowie der Führungskräfte 

mit den Interessen der Aktionäre der SAF-HOLLAND SE nachhaltig zu verknüpfen. Es 

handelt sich hierbei um einen im Jahr 2013 eingeführten Performance Share Unit Plan 

(PSUP), der sowohl die Unternehmensperformance als auch die Aktienkursentwick-

lung berücksichtigt. Der PSUP sieht eine Performance-Periode von vier Jahren vor. 
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Mit Hilfe des PSUP sollen die Interessen der Mitglieder des Vorstands und der An-

teilseigner im Hinblick auf eine nachhaltige Steigerung des Unternehmenswertes 

noch deutlicher aufeinander ausgerichtet werden. Zudem gewährleistet der PSUP 

eine langfristige Bindung des Vorstands an das Unternehmen und steigert dessen 

Motivation.  

Die Teilnehmer erhalten zu Beginn der Performance-Periode virtuelle Aktien. Mit 

dem bestehenden LTI-Programm erfüllt das Vergütungssystem aus Sicht des Auf-

sichtsrats aus den folgenden Gründen die Anforderungen vergleichbarer Share Ow-

nership Guidelines: (1) Die Performance der virtuellen Aktien entspricht der Aktien-

kursentwicklung. (2) Die Mitglieder des Vorstands haben keine Wahlfreiheit bezüg-

lich der Investments aus ihrer Vergütung, sondern sind zum Investment in die virtu-

ellen Aktien verpflichtet. (3) Aufgrund der jährlichen Gewährung und vierjährigen 

Performance-Periode entspricht der Wert der gehaltenen virtuellen Aktien nach ei-

ner vierjährigen Aufbauphase mindestens dem eines Jahresgrundgehalts eines Vor-

standmitglieds. 

Die Anzahl der virtuellen Aktien zu Beginn der Performance-Periode ergibt sich aus 

der Division des jeweiligen Dotierungswerts durch den durchschnittlichen Aktienkurs 

der letzten zwei Monate desjenigen Jahres, welches der Dotierung vorangeht. Nach 

Ablauf der Performance-Periode wird die dotierte Anzahl der virtuellen Aktien durch 

Multiplikation mit einem Zielerreichungsfaktor angepasst. Der Zielerreichungsfaktor 

ergibt sich aus dem Verhältnis der durchschnittlichen realisierten Unternehmensper-

formance (bereinigte EBIT-Marge) während der Performance-Periode zum durch-

schnittlichen Zielwert, der zuvor für die Periode festgelegt wurde. Die Auszahlung der 

langfristigen variablen Vergütung erfolgt mit der Entgeltabrechnung anhand des tes-

tierten Konzernabschlusses. 

Der Auszahlungsanspruch der Teilnehmer wird durch Multiplikation der virtuellen Ak-

tien mit dem durchschnittlichen Aktienkurs der letzten zwei Monate der Perfor-

mance-Periode und dem Zielerreichungsfaktor bestimmt. 

Die Auszahlung der PSUP-Auszahlung gestaltet sich wie folgt: 
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Voraussetzung für die Ausübbarkeit der Wertsteigerungsrechte ist die Erreichung ei-

nes definierten Erfolgsziels. Das Erfolgsziel ist dann erfüllt, wenn der Konzern im Ge-

währungszeitraum eine durchschnittliche operative Mindestperformance hinsicht-

lich der Erfolgsgröße „bereinigtes EBIT“ erreicht hat. Bei einer Zielerreichung unter 

70 Prozent ist der Zielerreichungsfaktor 0 bzw. es erfolgt keine Auszahlung. 

 

 

Eine mögliche Auszahlung kann durch den Aufsichtsrat vorübergehend ausgesetzt 

werden, sollten imminente und dringende finanzielle Faktoren, denen die SAF-

HOLLAND SE und/oder eine Gruppengesellschaft ausgesetzt ist/sind, eine Auszahlung 

nicht möglich machen. Grundsätzlich kann der Aufsichtsrat jederzeit auch eine Aus-

setzung oder Beendigung des LTI-Plans beschließen. Rechte aus bereits gewährten 

Plänen können nicht ohne Zustimmung des Teilnehmers nachträglich geändert wer-

den.  

Der maximale Auszahlungswert des PSUP beträgt jeweils 200 Prozent des Wertes der 

Zuteilung (Höchstwert). Diese Deckelung in Verbindung mit dem Fixgehalt, sowie der 
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Obergrenze von 125 Prozent der kurzfristigen variablen Vergütung bilden somit eine 

Höchstgrenze für die Vergütung der Mitglieder des Vorstands. 

Falls ein Vorstandsmitglied aufgrund von Tod, Invalidität, Berufsunfähigkeit oder Ru-

hestand entsprechend dem vertraglich vereinbarten Alter vor Ablauf der Perfor-

manceperioden aus dem Unternehmen ausscheidet, erhält das Mitglied bzw. die Hin-

terbliebenen den möglichen Auszahlungsbetrag zum Auszahlungszeitpunkt pro rata 

temporis. 

Der Verlust aller Rechte aus dem PSUP ist auf den Fall der außerordentlichen Kündi-

gung durch die Gesellschaft beschränkt. Im Fall einer anderweitigen Beendigung des 

Dienstvertrages erfolgt eine Auszahlung zum Auszahlungszeitpunkt in der Höhe, die 

dem Vorstandsmitglied zum Auszahlungszeitpunkt zugestanden hätte, unter Berück-

sichtigung einer zeitanteiligen Kürzung. Abweichend von vorstehender Regelung sind 

die für die Jahre 2019, 2020 und 2021 zugeteilten virtuellen Aktien unverfallbar ge-

stellt. Dies bedeutet, dass sie im Falle einer Beendigung des Dienstvertrages vor Ab-

lauf des jeweiligen Bemessungszeitraums nicht zeitanteilig gekürzt werden. 

D. Ergänzende Klauseln  

Malus und Clawback 

Der Aufsichtsrat hat die Möglichkeit, außergewöhnliche Entwicklungen und Ereig-

nisse in angemessenem Rahmen zu berücksichtigen. Für diese Fälle sehen die Vor-

standsverträge eine Malus- sowie eine Clawback-Regelung vor. Insbesondere gilt dies 

für die Gewährung der variablen Bezüge, der virtuellen Aktien im Rahmen des LTI. In 

begründeten Fällen können Zahlungsansprüche entfallen (Malus). Eine weitere Mög-

lichkeit besteht in der Rückforderung einer bereits geleisteten Auszahlung 

(Clawback). Falls sich herausstellt, dass ein Vorstandsmitglied vorsätzlich gegen eine 

wesentliche Pflicht verstoßen hat und diese Pflichtverletzung die Voraussetzung ei-

ner „groben Pflichtverletzung“ erfüllt, die einen Widerruf der Bestellung zum Vor-

standsmitglied (§ 84 Abs. 3 AktG) rechtfertigt, kann die Malus- bzw. Clawback-Rege-

lung Anwendung finden.  

Eine grobe Pflichtverletzung kann zum Beispiel in den folgenden Fällen vorliegen:  
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 Verstoß gegen § 93 AktG oder gegen weitere gesetzliche Pflichten 

 Verletzung einer wesentlichen dienstvertraglichen Pflicht 

 Verletzung wesentlicher Handlungsgrundsätze der Gesellschaft z.B. Compli-

ance Richtlinien, SAF-HOLLAND Verhaltenskodex. 

Der Nachweis eines durch das pflichtwidrige Verhalten entstandenen Schadens sei-

tens der Gesellschaft ist hierbei nicht erforderlich. Die Geltendmachung des Rückfor-

derungsanspruchs oder Einbehaltungsanspruchs liegt im pflichtgemäßen Ermessen 

des Aufsichtsrats. Der Rückforderungs- oder Einbehaltungsanspruch besteht auch 

dann, wenn das Vorstandsamt oder das Anstellungsverhältnis zum Zeitpunkt der Gel-

tendmachung bereits beendet ist. Jedoch soll eine Rückforderung oder Einbehaltung 

in der Regel unterbleiben, wenn kein Vermögens- oder Reputationsschaden in Be-

tracht kommt. Eine Rückforderung oder Einbehaltung ist ausgeschlossen, wenn seit 

dem Zeitpunkt des Verstoßes mehr als 2,5 Jahre vergangen sind. Der Einwand ent-

sprechend § 818 Abs.3 BGB ist ausgeschlossen. 

Sollte eine Rückforderung oder Einbehaltung eines Betrages von maximal 50 Prozent 

der zugeteilten virtuellen Aktien im Rahmen des LTI nicht oder nicht im erforderlichen 

Umfang möglich sein, kann die Gesellschaft subsidiär auch STI-Zahlungen einbehal-

ten. Eine Rückforderung bereits gewährter STI-Zahlungen ist hingegen ausgeschlos-

sen. Etwaige Schadenersatzansprüche der Gesellschaft gegen das Vorstandsmitglied 

bleiben von den vorgenannten Regelungen unberührt.  

Die Abtretung oder Verpfändung von Vergütungsansprüchen aus dem Dienstvertrag 

der Vorstandsmitglieder unterliegen der vorherigen Zustimmung durch den Auf-

sichtsrat.  

Nachvertragliches Wettbewerbsverbot 

Die Verträge des Vorstandsvorsitzenden und eines Teils der ordentlichen Vorstands-

mitglieder beinhalten ein nachvertragliches Wettbewerbsverbot, welches diesen 

Vorstandsmitgliedern untersagt, während der Dauer von einem Jahr nach Ausschei-

den Leistungen an oder für einen Wettbewerber zu erbringen. Hierfür erhalten sie 
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eine Karenzentschädigung gemäß § 74 Absatz 2 HGB in Höhe von 50 Prozent der zu-

letzt bezogenen vertragsmäßigen Leistungen. 

Ein vertragliches Wettbewerbsverbot während der Vertragslaufzeit besteht generell 

für alle Vorstandsmitglieder. 

Vertragslaufzeit 

Die Dienstverträge der Vorstandsmitglieder werden für die Dauer der Bestellung ab-

geschlossen und verlängern sich jeweils für die Dauer der Wiederbestellung. Unter 

Berücksichtigung der Vorgaben des DCGK betragen Bestell- beziehungsweise Ver-

tragsdauer bei Erstbestellung eines Vorstandsmitglieds in der Regel maximal drei 

Jahre. Bei Wiederbestellung beträgt die Bestell- beziehungsweise Vertragsverlänge-

rung unter Berücksichtigung der aktienrechtlichen Vorgaben des § 84 AktG maximal 

fünf Jahre. 

Im Falle der Beendigung des Vorstandamtes, insbesondere durch Widerruf der Be-

stellung oder Amtsniederlegung, endet der Dienstvertrag automatisch mit Ablauf ei-

ner Frist von drei Monaten zum Monatsende (Auslauffrist), ohne dass es einer Kün-

digung bedarf (auflösende Bedingung). Die Auslauffrist beginnt mit dem Zugang der 

Amtsniederlegung beim jeweiligen Erklärungsgegner. Im Fall des Widerrufs bzw. der 

Amtsniederlegung kann die Gesellschaft das Vorstandsmitglied sofort unter Fortzah-

lung der Bezüge von der Verpflichtung zur Erbringung der Leistung freistellen. 

Abfindungsregelung 

Die Gewährung einer Abfindung bei vorzeitiger Beendigung des Dienstvertrages auf-

grund Widerrufs der Bestellung oder durch eine sonstige vorzeitige Beendigung liegt 

im Ermessen der Gesellschaft. Eine etwaige Abfindung ist auf maximal zwei Jahresge-

samtvergütungen (d.h. Jahresgrundgehalt, variable kurzfristigen Vergütung (STI) so-

wie variable langfristige Vergütung (LTI) begrenzt. Für die Berechnung der festen Jah-

resvergütung erfolgt eine Orientierung an dem Vorjahr bzw. dem laufenden Jahr. Bei 

der Berücksichtigung der variablen Vergütung (STI und LTI) ist der Betrag der zuge-

teilten variablen Vergütung des letzten Geschäftsjahres anzusetzen.  
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Bei Beendigung des Vertrags mit einem Mitglied des Vorstands aus einem von diesem 

Mitglied zu vertretenden wichtigen Grund oder durch Vertragsauflösung auf Wunsch 

des Mitglieds wird keine Abfindung gezahlt. 

Abfindungszahlungen werden auf die Karenzentschädigung angerechnet.  

Change of Control 

Im Falle eines Kontrollwechsels hat jedes Vorstandsmitglied einmalig das Recht, das 

Amt mit einer Frist von drei Monaten zum Monatsende niederzulegen und den 

Dienstvertrag zu demselben Termin zu kündigen. Dieses Sonderkündigungsrecht be-

steht nur innerhalb eines Monats ab dem Zeitpunkt, zu welchem dem Vorstandsmit-

glied der tatsächlich stattgefundene Kontrollwechsel bekannt geworden ist. Im Falle 

der vorzeitigen Beendigung des Dienstvertrages infolge eines Kontrollwechsels be-

steht kein Anspruch auf eine Abfindung. Ein Kontrollwechsel liegt beispielsweise 

dann vor,  

 wenn ein oder mehrere Dritte durch den Erwerb von Aktion oder auf sonstige 

Weise mindestens 30 Prozent der Stimmrechte an der Gesellschaft erwerben 

 bei der Verschmelzung (§ 2 UmwG) 

 bei der Übertragung des Vermögens der Gesellschaft (§ 174 Abs. 1 bzw. Abs. 2 

UmwG) 

 bei einer rechtsgeschäftlichen Übertragung des wesentlichen Vermögens auf 

dritte Rechtsträger, die nicht zum SAF-HOLLAND Konzern gehören oder  

 bei Abschluss eines Beherrschungsvertrages durch die Gesellschaft als abhän-

gige Untergesellschaft. 

Nebentätigkeit 

Die Übernahme jeder entgeltlichen oder unentgeltlichen Nebenbeschäftigung bedarf 

der vorherigen schriftlichen Zustimmung der Gesellschaft. Gleiches gilt für Vorträge, 

Veröffentlichungen sowie Gutachtentätigkeiten. Auch die Übernahme von Ämtern in 
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Aufsichtsräten anderer Gesellschaften, Beiräten, Ehrenämtern in Organisationen, so-

weit die Gesellschaft dort nicht selbst Mitglied ist, oder ähnlichen Gremien fallen un-

ter diese Regelung.  

Insgesamt darf ein Vorstandsmitglied nicht mehr als zwei Aufsichtsratsmandate in 

konzernexternen börsennotierten Gesellschaften oder vergleichbaren Funktionen 

sowie keinen Aufsichtsratsvorsitz in einer konzernexternen börsennotierten Gesell-

schaft wahrnehmen. Hierdurch wird sichergestellt, dass weder der zeitliche Aufwand 

noch die dafür gewährte Vergütung zu einem Konflikt mit den Aufgaben für die SAF-

HOLLAND SE führt. 

Die zur Übernahme einer solchen Nebenbeschäftigung oder eines solchen Amtes er-

teilte Zustimmung kann jederzeit widerrufen werden, wobei im Falle eines Wieder-

rufs etwaige Fristvorschriften für die Beendigung der Nebenbeschäftigung oder des 

übernommenen Amtes berücksichtigt werden. 

III. 

Angaben zu Tagesordnungspunkt 9: Vergütungssystem 

für die Mitglieder des Aufsichtsrats 

1. Satzungswortlaut 

Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder ist in § 16 der Satzung der Gesellschaft ge-

regelt, der wie folgt lautet: 

„1. Jedes Aufsichtsratsmitglied erhält jährlich eine feste Vergütung in Höhe von 

EUR 40.000,00. Der Aufsichtsratsvorsitzende erhält das Zweieinhalbfache, 

der stellvertretende Aufsichtsratsvorsitzende das Eineinhalbfache der Vergü-

tung eines ordentlichen Mitglieds. 

2. Der Vorsitzende eines Ausschusses erhält eine weitere Vergütung in Höhe 

von EUR 20.000,00. 

3. Für die Teilnahme an einer Sitzung des Aufsichtsrats oder eines Ausschusses 

erhält das jeweilige Mitglied ein Sitzungsgeld von EUR 1.000,00 pro Sit-
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zungstag und von EUR 500,00 pro Telefonkonferenz. Vorsitzende eines Aus-

schusses erhalten kein Sitzungsgeld für Sitzungen oder Telefonkonferenzen 

des betreffenden Ausschusses. 

4. Die Gesellschaft sorgt dafür, dass zu Gunsten der Aufsichtsratsmitglieder 

eine Haftpflichtversicherung besteht. Die Gesellschaft erstattet den Auf-

sichtsratsmitgliedern über die Vergütung gemäß vorstehenden Absätzen hin-

aus die ihnen bei der Ausübung ihres Aufsichtsratsmandates vernünftiger-

weise entstehenden Auslagen sowie die etwa auf ihre Vergütung und Ausla-

gen zu entrichtende Umsatzsteuer. 

5. Aufsichtsratsmitglieder, die nur während eines Teils eines Geschäftsjahres 

dem Aufsichtsrat angehören oder das Amt des Aufsichtsratsvorsitzenden o-

der des stellvertretenden Aufsichtsratsvorsitzenden innehaben, erhalten eine 

entsprechende anteilige Vergütung. Dies gilt entsprechend für die Vergütung 

als Vorsitzender eines Ausschusses. 

6. Die Vergütungen nach den Absätzen 1 und 2 werden fällig nach Ablauf der 

Hauptversammlung, die den Konzernabschluss über das Geschäftsjahr, für 

das die Vergütung gezahlt wird, entgegennimmt oder über seine Billigung 

entscheidet.“ 

2. Beitrag der Vergütung zur Förderung der Geschäftsstrategie und zur langfristigen 

Entwicklung 

Das System entspricht insgesamt den Anforderungen des Deutschen Corporate 

Governance Kodex in der Fassung vom 16. Dezember 2019. 

Entsprechend der Anregung in G.18 Satz 1 des Deutschen Corporate Governance Ko-

dex sind für die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder ausschließlich fixe Vergütungs-

bestandteile nebst Sitzungsgeld und Auslagenersatz, nicht aber variable Vergütungs-

elemente vorgesehen. Die Fixvergütung stärkt die Unabhängigkeit der Aufsichtsrats-

mitglieder und leistet so einen mittelbaren Beitrag „zur langfristigen Entwicklung der 

Gesellschaft“ (vgl. § 87a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 AktG). 
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Das Vergütungssystem incentiviert Aufsichtsratsmitglieder zugleich, sich proaktiv für 

die „Förderung der Geschäftsstrategie“ (vgl. § 87a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 AktG) einzuset-

zen, indem entsprechend G.17 des Deutschen Corporate Governance Kodex der hö-

here zeitliche Aufwand des Vorsitzenden, der besonders eng an der Besprechung 

strategischer Fragen beteiligt ist (D.6 des Deutschen Corporate Governance Kodex), 

und des stellvertretenden Vorsitzenden des Aufsichtsrats sowie des Vorsitzenden 

und der Mitglieder von Ausschüssen angemessen berücksichtigt wird. 

3. Vergütungsbestandteile 

Die fixen Vergütungsbestandteile, die Basisvergütung, die Zusatzvergütung für die 

Ausschusstätigkeit sowie das Sitzungsgeld für Sitzungstage und Telefonkonferenzen, 

ergeben sich zusammengefasst wie folgt (siehe bereits Satzungswortlaut): 

Vergütungsbestandteil Vorsitzender Stellvertretender 

Vorsitzender 

Ordentliches  

Mitglied 

Basisvergütung EUR 100.000,00 EUR 60.000,00 EUR 40.000,00 

Vergütungsbestandteil  

Sitzungsgeld pro Sitzungstag 

des Aufsichtsrats 

EUR 1.000,00 

Sitzungsgeld pro Telefonkonfe-

renz des Aufsichtsrats 

EUR 500,00 

Vergütungsbestandteil Vorsitzender eines  

Ausschusses 

Ordentliches Mitglied  

eines Ausschusses 

Ausschusstätigkeit EUR 20.000,00 —  

Sitzungsgeld pro Sitzungstag 

eines Ausschusses 

— EUR 1.000,00 

Sitzungsgeld pro Telefonkonfe-

renz eines Ausschusses 

— EUR 500,00 



Seite 37/70 

Im Falle, dass ein Aufsichtsratsmitglied dem Aufsichtsrat nicht während des gesam-

ten Geschäftsjahrs angehört, wird die Vergütung zeitanteilig gewährt. Die Gesell-

schaft sorgt ferner dafür, dass zu Gunsten der Aufsichtsratsmitglieder eine Haft-

pflichtversicherung besteht. Hinzu kommt die Erstattung der durch die Ausübung des 

Amts vernünftigerweise entstehenden Auslagen. Zudem erstattet die Gesellschaft 

eine etwaig auf Vergütung und den Auslagenersatz entfallende Umsatzsteuer. 

4. Keine variable Vergütung, keine vergütungsbezogenen Rechtsgeschäfte 

Da das Vergütungssystem keine variablen Vergütungsbestandteile beinhaltet, entfal-

len Angaben gemäß § 87a Abs. 1 Satz 2 Nr. 4, 6, 7 AktG. 

Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder ist unmittelbar in der Satzung festgesetzt, 

so dass keine vertraglichen vergütungsbezogenen Rechtsgeschäfte im Sinne von 

§ 87a Abs. 1 Satz 2 Nr. 8 AktG abgeschlossen worden sind. 

5. Aufschubzeiten 

Die Basisvergütung sowie die Zusatzvergütung für den Vorsitzenden eines Ausschus-

ses werden fällig nach Ablauf der Hauptversammlung, die den Konzernabschluss über 

das Geschäftsjahr, für das die Vergütung gezahlt wird, entgegennimmt oder über 

seine Billigung entscheidet. Aufschubzeiten für die Auszahlung von Vergütungsbe-

standteilen sind im Vergütungssystem nicht vorgesehen. 

6. Einbeziehung der Vergütungs- und Beschäftigungsbedingungen der Arbeitnehmer 

Eine rechtlich verbindliche Verknüpfung ist nicht in der Satzung verankert, entspricht 

nicht der Funktionsverschiedenheit des nicht operativ tätigen Aufsichtsrats und 

würde die Entscheidungsfreiheit der Aktionäre über die Vergütung des Aufsichtsrats 

ungebührlich einschränken. 

7. Festsetzung, Umsetzung und Überprüfung des Vergütungssystems 

Das Vergütungssystem und die konkrete Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder wer-

den durch die Hauptversammlung festgesetzt, die gemäß § 113 Abs. 3 AktG mindes-

tens alle vier Jahre Beschluss über die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder fasst. 
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Ein bestätigender Beschluss ist zulässig und setzt die einfache Stimmenmehrheit vo-

raus. Kommt ein bestätigender Beschluss nicht zustande, so ist spätestens in der da-

rauffolgenden ordentlichen Hauptversammlung ein überprüftes Vergütungssystem 

zur Beschlussfassung vorzulegen. Eine materielle Änderung des in der Satzung fest-

gesetzten Vergütungssystems und der Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder erfor-

dert einen Beschluss mit satzungsändernder Mehrheit. 

Es findet eine regelmäßige Überprüfung der Vergütung des Aufsichtsrats durch die 

Verwaltung, insbesondere durch den mit der Vergütung befassten Nominierungs- 

und Vergütungsausschuss des Aufsichtsrats statt. Hierbei werden insbesondere die 

zeitliche Inanspruchnahme, der Umfang der wahrzunehmenden Aufgaben und die 

finanzielle Situation der Gesellschaft berücksichtigt sowie die Vereinbarkeit der Ver-

gütung mit etwaigen neuen gesetzlichen Vorgaben, den Empfehlungen des Deut-

schen Corporate Governance Kodex, Erwartungen des Kapitalmarkts und die Markt-

angemessenheit der Vergütung. Sollten Vorstand und Aufsichtsrat hierbei Anlass für 

eine Änderung sehen, werden sie der Hauptversammlung ein angepasstes Vergü-

tungssystem vorschlagen. Mindestens alle vier Jahre wird das Vergütungssystem der 

Hauptversammlung zur Beschlussfassung vorgelegt.  

Interessenkonflikte im Zusammenhang mit dem Vergütungssystem des Aufsichtsrats 

sind in der Vergangenheit nicht vorgekommen. Etwaigen Interessenkonflikten bei der 

Überprüfung des Vergütungssystems wirkt die gesetzliche Kompetenzordnung ent-

gegen, da die letztendliche Entscheidungsbefugnis über die Aufsichtsratsvergütung 

der Hauptversammlung zugewiesen ist und dieser ein Beschlussvorschlag sowohl von 

Vorstand als auch Aufsichtsrat unterbreitet wird, mithin bereits in den gesetzlichen 

Regelungen ein System der gegenseitigen Kontrolle vorgesehen ist. Im Übrigen gelten 

die allgemeinen Regeln für Interessenkonflikte, wonach solche insbesondere offen-

zulegen und angemessen zu behandeln sind. 

Darüber hinaus haben die Aktionäre unter den gesetzlichen Voraussetzungen die 

Möglichkeit, das Vergütungssystem und die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder 

nebst etwaiger Änderungsvorschläge zum Gegenstand der Tagesordnung einer 

Hauptversammlung zu machen bzw. entsprechende (Gegen-)Anträge zu stellen. 
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IV. 

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Tagesordnungspunkt 10 über den 

Ausschluss des Bezugsrechts gemäß §§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 

Der Beschlussvorschlag zu Tagesordnungspunkt 10 sieht vor, den Vorstand zu ermächtigen, 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum Ablauf des 9. Juni 2026 einmalig oder mehrmals 

auf den Inhaber oder auf den Namen lautende Wandel-, Options- und/oder Gewinnschuld-

verschreibungen und/oder Genussrechte (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) (zu-

sammen nachfolgend auch „Schuldverschreibungen“) mit oder ohne Laufzeitbegrenzung 

im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 350.000.000,00 zu begeben. Den Inhabern bzw. 

Gläubigern von Schuldverschreibungen können Wandlungs- bzw. Optionsrechte zum Bezug 

von bis zu 22.697.151 auf den Inhaber lautenden Stückaktien der Gesellschaft mit einem 

anteiligen Betrag am Grundkapital von insgesamt bis zu EUR 22.697.151,00 nach näherer 

Maßgabe der Wandlungs- bzw. Optionsbedingungen gewährt und in den Bedingungen der 

Schuldverschreibungen können entsprechende Wandlungspflichten begründet werden.  

Die Begebung von Schuldverschreibungen der vorbezeichneten Art bietet der Gesellschaft 

die Möglichkeit, in Ergänzung zu den sonstigen Möglichkeiten der Fremd- und Eigenkapi-

talaufnahme je nach Marktlage attraktive Finanzierungsalternativen am Kapitalmarkt zu 

nutzen. Insbesondere die Ermächtigung zur Ausgabe gewinnabhängiger bzw. gewinnorien-

tierter Instrumente wie Genussrechten und Gewinnschuldverschreibungen ermöglicht es, 

die Finanzausstattung der Gesellschaft durch Ausgabe sog. hybrider Finanzierungsinstru-

mente zu stärken und hierdurch einen Beitrag zu leisten, die finanziellen Voraussetzungen 

für die künftige geschäftliche Entwicklung sicherzustellen.  

Die Emission von Schuldverschreibungen ermöglicht die Aufnahme von Fremdkapital, das 

je nach Ausgestaltung der Anleihebedingungen sowohl für Ratingzwecke als auch für bilan-

zielle Zwecke als Eigenkapital oder eigenkapitalähnlich eingestuft werden kann. Die erziel-

ten Wandel- bzw. Optionsprämien sowie die Eigenkapitalanrechnung kommen der Kapital-

basis der Gesellschaft zugute. Die ferner vorgesehene Möglichkeit, neben der Einräumung 

von Wandel- und/oder Optionsrechten auch Wandlungspflichten zu begründen bzw. die 

Möglichkeit der Kombination von Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschrei-

bungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen, erweitern den Spiel-

raum für die Ausgestaltung dieser Finanzierungsinstrumente. Die Ermächtigung ermöglicht 
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der Gesellschaft zudem, die Schuldverschreibungen selbst oder über ihre unmittelbaren 

oder mittelbaren in- oder ausländischen Beteiligungsgesellschaften zu platzieren. Schuld-

verschreibungen können außer in Euro auch in anderen Währungen, beispielsweise der ge-

setzlichen Währung eines OECD-Landes, mit und ohne Laufzeitbegrenzung ausgegeben 

werden.  

Bei Schuldverschreibungen, die ein Wandlungs- bzw. Optionsrecht gewähren, können die 

Bedingungen der Schuldverschreibungen zur Erhöhung der Flexibilität vorsehen, dass die 

Gesellschaft einem Wandlungsberechtigten bzw. Optionsberechtigten nicht auf den Inha-

ber lautende Stückaktien der Gesellschaft gewährt, sondern den Gegenwert in Geld zahlt.  

Für Schuldverschreibungen, die ein Wandlungs- oder Optionsrecht gewähren oder eine 

Wandlungspflicht bestimmen, ist in der Ermächtigung für die Bestimmung des Wandlungs- 

bzw. des Optionspreises der Mindestbetrag von 80 Prozent des Aktienkurses vorgeschla-

gen. Anknüpfungspunkt ist hierbei jeweils der Börsenkurs der Aktie der Gesellschaft im 

zeitlichen Zusammenhang mit der Platzierung der Schuldverschreibung. Die Wandlungs- 

bzw. Optionsrechte können, soweit eine Anpassung nicht ohnehin bereits durch Gesetz 

zwingend geregelt ist, unbeschadet § 9 Abs. 1 AktG wertwahrend angepasst werden, so-

fern während der Laufzeit der Schuldverschreibung Verwässerungen des wirtschaftlichen 

Werts der bestehenden Wandlungs- oder Optionsrechte (z.B. durch eine Kapitalerhöhung) 

eintreten und dafür keine Bezugsrechte als Ausgleich eingeräumt werden.  

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht zu gewähren. Unter den nachfolgend ge-

nannten Voraussetzungen soll jedoch ein Ausschluss des Bezugsrechts möglich sein: 

– Der Vorstand soll ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzen-

beträge vom Bezugsrecht auszunehmen. Solche Spitzenbeträge können sich aus 

dem Betrag des jeweiligen Emissionsvolumens und der Notwendigkeit zur Darstel-

lung eines praktikablen Bezugsverhältnisses ergeben. Ein Ausschluss des Bezugs-

rechts erleichtert in diesen Fällen die Abwicklung der Emission. Die vom Bezugs-

recht der Aktionäre ausgeschlossenen freien Spitzen werden entweder durch Ver-

kauf über die Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft ver-

wertet.  
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– Weiterhin soll der Vorstand die Möglichkeit erhalten, mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, um den Inhabern oder 

Gläubigern von Wandlungs- und/oder Optionsrechten oder auch von mit Wand-

lungspflichten ausgestatteten Wandelschuldverschreibungen ein Bezugsrecht in 

dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- bzw. Op-

tionsrechte oder nach Erfüllung der Wandlungspflichten zustehen würde. Die Op-

tions- und Wandlungsbedingungen enthalten in der Regel Bestimmungen, die dem 

Schutz der Inhaber bzw. Gläubiger von Options- oder Wandlungsrechten vor Ver-

wässerung dienen. So lassen sich diese Finanzierungsinstrumente am Markt bes-

ser platzieren. Ein Bezugsrecht von Inhabern bereits bestehender Options- oder 

Wandlungsrechte bietet die Möglichkeit zu verhindern, dass im Falle einer Ausnut-

zung der Ermächtigung der Options- bzw. Wandlungspreis für die Inhaber bereits 

bestehender Options- oder Wandlungsrechte ermäßigt werden muss. Dies ermög-

licht einen höheren Ausgabekurs der bei Ausübung der Option oder Durchführung 

der Wandlung auszugebenden auf den Inhaber lautenden Stückaktien. Da die Plat-

zierung der Emission dadurch erleichtert wird, dient der Bezugsrechtsaus-schluss 

dem Interesse der Aktionäre an einer optimalen Finanzstruktur ihrer Gesellschaft. 

– Soweit Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht bzw. Wand-

lungspflicht ausgegeben werden sollen, soll der Vorstand ermächtigt werden, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht in sinngemäßer Anwendung des 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG auszuschließen, soweit die Schuldverschreibungen gegen 

Barleistung ausgegeben werden und auf die bei Ausübung der begebenen Wand-

lungs- bzw. Optionsrechte und Erfüllung der Wandlungspflichten auszugebenden 

Aktien insgesamt nicht mehr als 10 Prozent des Grundkapitals, und zwar weder im 

Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung der Ermächti-

gung, entfällt. Diese Höchstgrenze für den vereinfachten Bezugsrechtsausschluss 

vermindert sich um den anteiligen Betrag am Grundkapital der Aktien, die wäh-

rend der Laufzeit der Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in direkter 

oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder 

veräußert wurden oder aufgrund von während der Laufzeit der Ermächtigung be-

gebenen Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen auszugeben sind, bei deren 

Begebung das Bezugsrecht entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen 
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wurde. Durch die Anrechnungsbestimmung wird auch in dieser Ermächtigung si-

chergestellt, dass auf ihrer Grundlage keine Schuldverschreibungen unter Aus-

schluss des Bezugsrechts ausgegeben werden, soweit dies dazu führen würde, 

dass unter Berücksichtigung von Kapitalerhöhungen oder bestimmten Platzierun-

gen eigener Aktien in direkter oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG ein Bezugsrecht der Aktionäre auf neue oder eigene Aktien der Gesell-

schaft von mehr als 10 Prozent der derzeit ausstehenden Aktien ausgeschlossen 

wäre. 

Für den Fall eines Bezugsrechtsausschlusses darf der Ausgabepreis der Schuldver-

schreibung in sinngemäßer Geltung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG nicht wesentlich 

unter ihrem Marktwert festgesetzt werden. Damit wird dem Schutzbedürfnis der 

Aktionäre hinsichtlich einer Verwässerung ihres Anteilsbesitzes Rechnung getra-

gen. Um die Erfüllung dieser Anforderung für die Begebung von Schuldverschrei-

bungen sicherzustellen, wird der theoretische Marktwert der Schuldverschreibung 

mit Wandlungs- oder Optionsrecht bzw. Wandlungspflicht nach anerkannten fi-

nanzmathematischen Methoden ermittelt. Diesen Marktwert darf der festzuset-

zende Ausgabepreis nicht wesentlich unterschreiten. Dann ist der Schutz der Akti-

onäre vor einer Verwässerung ihres Anteilsbesitzes gewährleistet und den Aktio-

nären entsteht kein wirtschaftlicher Nachteil durch einen Bezugsrechtsausschluss, 

weil der Wert eines Bezugsrechts praktisch auf null sinken würde. 

Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen ohne Wandlungsrecht, Options-

recht oder Wandlungspflicht ausgegeben werden sollen, ist der Vorstand ermächtigt, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre insgesamt auszuschließen, 

wenn diese Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen obligationsähnlich ausge-

stattet sind, d.h. keine Mitgliedschaftsrechte in der Gesellschaft begründen, keine Beteili-

gung am Liquidationserlös gewähren und die Höhe der Verzinsung nicht auf Grundlage der 

Höhe des Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns oder der Dividende berechnet wird. Zu-

dem ist erforderlich, dass die Verzinsung und der Ausgabebetrag der Genussrechte oder 

Gewinnschuldverschreibungen den zum Zeitpunkt der Begebung aktuellen Marktkonditio-

nen entsprechen. Wenn die genannten Voraussetzungen erfüllt sind, resultieren aus dem 

Ausschluss des Bezugsrechts keine Nachteile für die Aktionäre, da die Genussrechte bzw. 

Gewinnschuldverschreibungen keine Mitgliedschaftsrechte begründen und auch keinen 
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Anteil am Liquidationserlös oder am Gewinn der Gesellschaft gewähren. Zwar kann vorge-

sehen werden, dass die Verzinsung vom Vorliegen eines Jahresüberschusses, eines Bilanz-

gewinns oder einer Dividende abhängt. Hingegen wäre eine Regelung unzulässig, wonach 

ein höherer Jahresüberschuss, ein höherer Bilanzgewinn oder eine höhere Dividende zu 

einer höheren Verzinsung führen würde. Mithin werden durch die Ausgabe der Genuss-

rechte bzw. Gewinnschuldverschreibungen weder das Stimmrecht noch die Beteiligung der 

Aktionäre an der Gesellschaft und deren Gewinn verändert bzw. verwässert. Schließlich 

ergäbe sich infolge der marktgerechten Ausgabebedingungen, die für diesen Fall des Be-

zugsrechtsausschlusses verbindlich vorgeschrieben sind, kein nennenswerter Bezugs-

rechtswert.  

Durch die vorstehenden Möglichkeiten des Ausschlusses des Bezugsrechts erhält die Ge-

sellschaft die Flexibilität, günstige Kapitalmarktsituationen kurzfristig wahrzunehmen, und 

die Gesellschaft wird in die Lage versetzt, ein niedriges Zinsniveau bzw. eine günstige Nach-

fragesituation flexibel und kurzfristig für eine Emission zu nutzen. Maßgeblich hierfür ist 

zum einen, dass bei Einräumung eines Bezugsrechts regelmäßig ein von der Bundesanstalt 

für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) zu billigender Wertpapierprospekt erstellt und 

veröffentlicht werden muss, was zu einem erheblichen Zeit- und Kostenaufwand führt; dies 

ist bei einer Privatplatzierung unter Ausschluss des Bezugsrechts nicht der Fall. Zudem kann 

bei Ausschluss des Bezugsrechts – im Gegensatz zu einer Emission von Schuldverschreibun-

gen mit Bezugsrecht – der Ausgabepreis erst unmittelbar vor der Platzierung festgesetzt 

werden, wodurch ein beträchtliches Kursänderungsrisiko für den Zeitraum einer Bezugs-

frist vermieden und der Emissionserlös im Interesse aller Aktionäre maximiert werden 

kann. Zudem ergeben sich durch Wegfall der mit dem Bezugsrecht verbundenen Vorlauf-

zeit sowohl im Hinblick auf die Kosten der Mittelaufnahme als auch im Hinblick auf das 

Platzierungsrisiko weitere Vorteile. Mit einer bezugsrechtslosen Platzierung können die an-

sonsten erforderliche Sicherheitsmarge ebenso wie das Platzierungsrisiko reduziert und die 

Mittelaufnahme zugunsten der Gesellschaft und ihrer Aktionäre in entsprechender Höhe 

verbilligt werden.  

Im Falle der Ausnutzung der vorgeschlagenen Ermächtigung wird der Vorstand in der auf 

die Ausnutzung folgenden Hauptversammlung darüber berichten. 
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Das unter Tagesordnungspunkt 10 lit. b) zur Beschlussfassung vorgeschlagene Bedingte Ka-

pital 2021 und die unter Tagesordnungspunkt 10 lit. c) vorgeschlagene entsprechende Sat-

zungsänderung sollen die Gesellschaft in die Lage versetzen, an die Inhaber bzw. Gläubiger 

der Schuldverschreibungen, die aufgrund der unter Tagesordnungspunkt 10 lit. a) vorge-

schlagenen Ermächtigung begeben werden, bei Ausübung des Wandlungs- bzw. Options-

rechts und bei Erfüllung der Wandlungspflicht die geschuldete Anzahl an neuen Aktien aus-

geben zu können. Alternativ können im Rahmen der gesetzlichen Grenzen auch eigene Ak-

tien oder neue Aktien aus einer Ausnutzung eines genehmigten Kapitals zur Bedienung ein-

gesetzt werden. 

V. 

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Tagesordnungspunkt 11 über den 

Ausschluss des Bezugs- und Andienungsrechts gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 

Abs. 4 Satz 2 AktG 

Zu Tagesordnungspunkt 11 wird der Hauptversammlung vorgeschlagen, die Gesellschaft 

gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG bis zum 9. Juni 2026 zu ermächtigen, unter Einbeziehung an-

derer Aktien der Gesellschaft, welche die Gesellschaft bereits erworben hat und besitzt o-

der der Gesellschaft zuzurechnen sind, eigene Aktien bis zu 10 Prozent des zum Zeitpunkt 

der Beschlussfassung oder – falls dieser Wert niedriger ist – zum Zeitpunkt der Ausübung 

der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals zu erwerben. Die Gesellschaft ist nach dem 

Beschlussvorschlag berechtigt, die aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen eigenen Ak-

tien teilweise unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre zu veräußern oder zu bege-

ben. 

Der Gesellschaft soll eine Ermächtigung in Höhe des gesetzlich zulässigen Höchstvolumens 

für den Erwerb eigener Aktien in Höhe von 10 Prozent des Grundkapitals der Gesellschaft 

zur Verfügung gestellt werden. Damit soll die Gesellschaft in die Lage versetzt werden, kurz-

fristig eigene Aktien ohne weiteren Beschluss der Hauptversammlung in einem angemes-

senen Umfang erwerben zu können. 

Der Erwerb eigener Aktien kann nur über die Börse oder mittels eines an alle Aktionäre 

gerichteten Kaufangebots oder durch die öffentliche Aufforderung zur Abgabe eines Ver-

kaufsangebots erfolgen. Hierdurch erhalten alle Aktionäre in gleicher Weise die Gelegen-

heit, Aktien an die Gesellschaft zu veräußern, sofern die Gesellschaft von der Ermächtigung 
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zum Erwerb eigener Aktien Gebrauch macht. Bei der öffentlichen Aufforderung zur Abgabe 

eines Angebots können die Adressaten der Aufforderung entscheiden, wie viele Aktien und 

– bei Festlegung einer Preisspanne – zu welchem Preis sie diese der Gesellschaft anbieten 

möchten. Sofern ein öffentliches Kaufangebot überzeichnet ist bzw. im Falle einer Auffor-

derung zur Abgabe eines Verkaufsangebots von mehreren gleichwertigen Angeboten nicht 

sämtliche angenommen werden können, müssen der Erwerb bzw. die Annahme im Ver-

hältnis der jeweils angebotenen Aktien erfolgen. Jedoch soll es möglich sein, eine bevor-

rechtigte Annahme kleiner Offerten oder kleiner Teile von Offerten bis zu maximal 100 

Stück Aktien vorzusehen. Diese Möglichkeit dient dazu, gebrochene Beträge bei der Fest-

legung der zu erwerbenden Aktienanzahl und kleine Restbestände zu vermeiden und damit 

die technische Abwicklung zu erleichtern. Auch eine faktische Beeinträchtigung von Klein-

aktionären kann so vermieden werden. Im Übrigen erfolgt die Repartierung nach dem Ver-

hältnis der angebotenen Aktien (Andienungsquoten) statt nach Beteiligungsquoten, weil 

sich das Erwerbsverfahren so in einem wirtschaftlich vernünftigen Rahmen technisch ab-

wickeln lässt.  

Bei einem öffentlichen Kaufangebot bzw. einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines 

Verkaufsangebots dürfen der gebotene Kaufpreis oder die Grenzwerte der gebotenen 

Kaufpreisspanne je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den Mittelwert der Schlusskurse für 

Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren 

Nachfolgesystem) an den letzten fünf Handelstagen der Frankfurter Wertpapierbörse vor 

dem Tag der Veröffentlichung des Angebots bzw. der öffentlichen Aufforderung zur Ab-

gabe eines Angebots um nicht mehr als 10 Prozent über- bzw. um nicht mehr als 20 Prozent 

unterschreiten. Ergeben sich nach der Veröffentlichung eines Kaufangebots bzw. einer öf-

fentlichen Aufforderung zur Abgabe eines Verkaufsangebots erhebliche Abweichungen des 

maßgeblichen Kurses, so kann das Angebot bzw. die Aufforderung zur Abgabe eines Ange-

bots angepasst werden. In diesem Fall bestimmt sich der maßgebliche Kurs nach dem 

Schlusskurs für Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung im Xetra-Handel (oder einem 

vergleichbaren Nachfolgesystem) am letzten Handelstag der Frankfurter Wertpapierbörse 

vor der Veröffentlichung der etwaigen Anpassung. Das Kaufangebot bzw. die Aufforderung 

zur Abgabe eines Verkaufsangebots kann weitere Bedingungen vorsehen.  

Die aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien dürfen zu allen gesetzlich 

zulässigen Zwecken verwendet werden, insbesondere auch zu den folgenden: 
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Aufgrund gesetzlicher Bestimmungen können die von der Gesellschaft erworbenen eige-

nen Aktien über die Börse oder mittels eines öffentlichen Angebots an alle Aktionäre wie-

der veräußert werden. Mit diesen Möglichkeiten des Verkaufs wird bei der Wiederausgabe 

der Aktien das Recht der Aktionäre auf Gleichbehandlung gewahrt. 

Darüber hinaus sieht der Beschlussvorschlag vor, dass der Vorstand die aufgrund der Er-

mächtigung erworbenen eigenen Aktien auch in anderer Weise als über die Börse oder 

durch ein Angebot an alle Aktionäre veräußern kann, wenn die eigenen Aktien gegen Bar-

leistung zu einem Preis veräußert werden, der den Börsenkurs der Aktien gleicher Ausstat-

tung der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Eingehung der Verpflichtung zur Veräußerung 

nicht wesentlich unterschreitet. Mit dieser Ermächtigung, die einem Bezugsrechtsaus-

schluss gleichkommt, wird von der in § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG in entsprechender Anwendung 

des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zugelassenen Möglichkeit zum erleichterten Bezugsrechtsaus-

schluss Gebrauch gemacht. Im Interesse der Gesellschaft soll damit insbesondere die Mög-

lichkeit geschaffen werden, institutionellen Investoren Aktien der Gesellschaft anzubieten 

und/oder den Aktionärskreis zu erweitern. Die Gesellschaft soll dadurch auch in die Lage 

versetzt werden, auf günstige Börsensituationen schnell und flexibel reagieren zu können. 

Den Interessen der Aktionäre wird dadurch Rechnung getragen, dass die Aktien nur zu ei-

nem Preis veräußert werden dürfen, der den Börsenkurs der Aktie gleicher Ausstattung der 

Gesellschaft zum Zeitpunkt der Eingehung der Verpflichtung zur Veräußerung nicht we-

sentlich unterschreitet. Die endgültige Festlegung des Veräußerungspreises für die eigenen 

Aktien geschieht zeitnah vor der Verwendung. Der Vorstand wird einen eventuellen Ab-

schlag vom Börsenpreis nach den zum Zeitpunkt der Platzierung vorherrschenden Markt-

bedingungen möglichst niedrig bemessen. Der Abschlag vom Börsenpreis zum Zeitpunkt 

der Ausnutzung der Ermächtigung wird keinesfalls mehr als 5 Prozent des maßgeblichen 

Börsenpreises betragen. Diese Ermächtigung beschränkt sich auf insgesamt höchstens 

10 Prozent des Grundkapitals der Gesellschaft, und zwar sowohl im Zeitpunkt des Wirk-

samwerdens als auch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. 

Auf die Begrenzung von 10 Prozent des Grundkapitals bei Veräußerung der eigenen Aktien 

gegen Barleistung nicht wesentlich unterhalb des maßgeblichen Börsenpreises sind neue 

Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung aus genehmigtem Ka-

pital gemäß §§ 203 Abs. 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts aus-

gegeben werden. Ferner sind auf diese Begrenzung diejenigen Aktien anzurechnen, die zur 
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Bedienung von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/o-

der Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) ausgegeben 

wurden bzw. noch ausgegeben werden können, sofern die zugrundeliegenden Schuldver-

schreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund einer Ermächtigung zur 

Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder 

Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) in entsprechen-

der Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgege-

ben wurden. Durch die Anrechnungen wird sichergestellt, dass erworbene eigene Aktien 

nicht unter Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert 

werden, wenn dies dazu führen würde, dass während der Laufzeit der Ermächtigung insge-

samt für mehr als 10 Prozent des Grundkapitals das Bezugsrecht der Aktionäre in direkter 

oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ohne besonderen sachli-

chen Grund ausgeschlossen wird. Diese weitergehende Beschränkung liegt im Interesse der 

Aktionäre, die ihre Beteiligungsquote möglichst aufrechterhalten wollen. Den Aktionären 

bleibt zudem grundsätzlich die Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote durch Kauf von Aktien 

der Gesellschaft über die Börse aufrechtzuerhalten. Die Ermächtigung liegt im Interesse der 

Gesellschaft, weil sie ihr zu größerer Flexibilität verhilft. 

Die vorstehende Anrechnung soll jedoch wieder entfallen, soweit nach einer Ausgabe 

neuer Aktien aus genehmigtem Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß §§ 203 

Abs. 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG, die zur Anrechnung geführt hat, die Hauptversammlung eine 

neue Ermächtigung zur Ausgabe neuer Aktien aus genehmigtem Kapital mit der Möglich-

keit zum Bezugsrechtsausschluss gemäß §§ 203 Abs. 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG beschließt. 

Ebenso soll eine erfolgte Anrechnung wieder entfallen, soweit nach einer Ausgabe von 

Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinn-

schuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) in entsprechender An-

wendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG, die zur Anrechnung geführt hat, die Hauptversamm-

lung eine neue Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschrei-

bungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen 

dieser Instrumente) mit der Möglichkeit zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss in ent-

sprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG beschließt. Denn in diesen Fällen hat 

die Hauptversammlung erneut über die Ermächtigung zu einem erleichterten Bezugs-

rechtsausschluss entschieden, so dass der Grund der Anrechnung wieder entfallen ist. So-
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weit erneut neue Aktien aus genehmigtem Kapital oder Wandel- und/oder Optionsschuld-

verschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombina-

tionen dieser Instrumente) unter erleichtertem Bezugsrechtsausschluss ausgegeben wer-

den können, soll die Ermächtigung zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss für die (Rest-

)Laufzeit der Ermächtigung auch wieder für die Veräußerung eigener Aktien bestehen. Mit 

Inkrafttreten der neuen Ermächtigung zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss fällt näm-

lich die durch die Ausgabe neuer Aktien aus genehmigtem Kapital mit Bezugsrechtsaus-

schluss gemäß §§ 203 Abs. 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG bzw. die durch die Ausgabe von Wan-

del- und/oder Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldver-

schreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) mit Bezugsrechtsausschluss ent-

sprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG entstandene Sperre hinsichtlich der Veräußerung eige-

ner Aktien weg. Da die Mehrheitsanforderungen an einen solchen Beschluss mit denen ei-

nes Beschlusses über die Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien unter erleichter-

tem Bezugsrechtsausschluss entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG identisch sind, ist in der 

Beschlussfassung der Hauptversammlung über die Schaffung einer neuen Ermächtigung 

zum Bezugsrechtsausschluss gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG im Rahmen eines genehmig-

ten Kapitals oder einer neuen Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Options-

schuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. 

Kombinationen dieser Instrumente) mit der Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss ent-

sprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zugleich auch eine Bestätigung hinsichtlich des Ermäch-

tigungsbeschlusses zur Veräußerung eigener Aktien gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8, 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG zu sehen. 

Der Vorstand soll ferner ermächtigt werden die aufgrund der vorgeschlagenen Ermächti-

gung erworbenen eigenen Aktien als Gegenleistung für Sachleistungen Dritter, insbeson-

dere für den Erwerb von Unternehmen, Betrieben, Teilen von Unternehmen oder Beteili-

gungen an Unternehmen, oder anderen einlagefähigen Vermögensgegenständen oder An-

sprüchen auf den Erwerb von Vermögensgegenständen, einschließlich Forderungen gegen 

die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften, einzusetzen. Der internationale Wettbe-

werb und die Globalisierung der Wirtschaft verlangen zunehmend auch diese Form der Ak-

quisitionsfinanzierung. Die hier vorgeschlagene Ermächtigung gibt der Gesellschaft den 

notwendigen Handlungsspielraum, um sich bietende Akquisitionsgelegenheiten schnell 

und flexibel sowohl national als auch auf internationalen Märkten ausnutzen zu können. 

Dem trägt der vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts Rechnung. Bei der Festlegung 
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der Bewertungsrelationen wird der Vorstand darauf achten, dass die Interessen der Aktio-

näre angemessen gewahrt werden. Der Vorstand wird sich bei der Bemessung des Wertes 

der als Gegenleistung gewährten Aktien am Börsenpreis der Aktien der Gesellschaft orien-

tieren, ohne eine schematische Anknüpfung an einen Börsenpreis vorzunehmen, insbeson-

dere um einmal erzielte Verhandlungsergebnisse nicht durch Schwankungen des Börsen-

preises in Frage zu stellen. Bei der Entscheidung über die Art der Aktienbeschaffung zur 

Finanzierung solcher Transaktionen wird sich der Vorstand allein von den Interessen der 

Gesellschaft und der Aktionäre leiten lassen. 

Darüber hinaus soll der Vorstand berechtigt sein, die aufgrund der vorgeschlagenen Er-

mächtigung erworbenen eigenen Aktien zur Erfüllung von Umtauschrechten oder -pflich-

ten von Inhabern bzw. Gläubigern von durch die Gesellschaft oder Konzerngesellschaften 

ausgegebenen Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/o-

der Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) zu verwen-

den. Sofern und soweit die Gesellschaft von dieser Möglichkeit Gebrauch macht, muss 

keine bedingte Kapitalerhöhung durchgeführt werden. Die Interessen der Aktionäre wer-

den durch diese zusätzliche Möglichkeit daher nicht berührt. Die Nutzung vorhandener ei-

gener Aktien statt einer Kapitalerhöhung oder einer Barleistung kann wirtschaftlich sinnvoll 

sein, die Ermächtigung soll insoweit die Flexibilität erhöhen. 

Von den vorgenannten Verwendungsmöglichkeiten kann nicht nur hinsichtlich solcher Ak-

tien Gebrauch gemacht werden, die aufgrund dieses Ermächtigungsbeschlusses erworben 

wurden. Die Ermächtigung umfasst vielmehr auch solche Aktien, die nach § 71d AktG er-

worben wurden. Es ist vorteilhaft und schafft weitere Flexibilität, diese eigenen Aktien in 

gleicher Weise wie die aufgrund dieses Ermächtigungsbeschlusses erworbenen Aktien ver-

wenden zu können. 

Die aufgrund dieses Ermächtigungsbeschlusses erworbenen eigenen Aktien können von 

der Gesellschaft ohne erneuten Beschluss der Hauptversammlung eingezogen werden. Ent-

sprechend § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG kann die Hauptversammlung der Gesellschaft die Einzie-

hung ihrer voll eingezahlten Stückaktien beschließen, ohne dass damit eine Herabsetzung 

des Grundkapitals der Gesellschaft erforderlich wird. Die vorgeschlagene Ermächtigung 

sieht neben der Einziehung mit Kapitalherabsetzung diese Alternative ausdrücklich vor. 
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Durch eine Einziehung der eigenen Aktien ohne Kapitalherabsetzung erhöht sich automa-

tisch der rechnerische Anteil der übrigen Stückaktien am Grundkapital der Gesellschaft. Der 

Vorstand soll daher auch ermächtigt werden, die erforderlich werdenden Änderungen der 

Satzung hinsichtlich der sich durch eine Einziehung verändernden Anzahl der Stückaktien 

vorzunehmen. 

Der Aufsichtsrat kann im Rahmen seines pflichtgemäßen Ermessens bestimmen, dass Maß-

nahmen des Vorstands aufgrund der Hauptversammlungsermächtigung nach § 71 Abs. 1 

Nr. 8 AktG nur mit seiner Zustimmung vorgenommen werden dürfen. Der Vorstand wird 

die nächste Hauptversammlung über eine etwaige Ausnutzung der Ermächtigung unter-

richten. 

VI. 

Weitere Angaben und Hinweise  

1. Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte im Zeitpunkt der Einberufung 

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt im Zeitpunkt der Einberufung der Haupt-

versammlung EUR 45.394.302,00 und ist eingeteilt in 45.394.302 nennwertlose, auf 

den Inhaber lautende Stückaktien mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital 

von EUR 1,00 je Aktie. Die Gesellschaft hält derzeit keine eigenen Aktien. Im Zeitpunkt 

der Einberufung der Hauptversammlung beläuft sich die Gesamtzahl der Stimm-

rechte somit auf 45.394.302. 

2. Durchführung der Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung ohne physi-

sche Präsenz der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten; Aktionärsportal 

Die ordentliche Hauptversammlung wird mit Zustimmung des Aufsichtsrats der Ge-

sellschaft aufgrund der anhaltenden Ausbreitung des SARS-CoV-2-Virus (COVID-19-

Pandemie) als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre 

und ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme des von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreters) gemäß § 1 Abs. 1 und Abs. 2 des Gesetzes über Maßnahmen 

im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentums-

recht zur Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie („COVID-19-

Gesetz“), veröffentlicht als Art. 2 des Gesetzes zur Abmilderung der Folgen der 
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COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht vom 27. März 

2020 (in der zuletzt durch Art. 11 des Gesetzes zur weiteren Verkürzung des Rest-

schuldbefreiungsverfahrens und zur Anpassung pandemiebedingter Vorschriften im 

Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins- und Stiftungsrecht sowie im Miet- und 

Pachtrecht vom 22. Dezember 2020 geänderten Fassung), in Verbindung mit der Ver-

ordnung zur Verlängerung von Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, 

Vereins und Stiftungsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der Covid-19-Pande-

mie vom 20. Oktober 2020, abgehalten. 

Die gesamte, in den Geschäftsräumen der Gesellschaft, Keltenstraße 2, 63741 

Aschaffenburg, stattfindende Hauptversammlung wird zu diesem Zweck am 10. Juni 

2021 ab 10:00 Uhr (MESZ) in unserem Aktionärsportal unter der Internetadresse 

https://corporate.safholland.com/de/ 

im Bereich „Investor Relations“ unter der Rubrik „Hauptversammlung“ live in Bild und 

Ton übertragen. 

Es können nur diejenigen Aktionäre, die sich ordnungsgemäß angemeldet und ihren 

Aktienbesitz nachgewiesen haben (siehe hierzu Ziffer 3 „Voraussetzungen für die 

Ausübung der Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung“), oder 

ihre Bevollmächtigten die Bild- und Tonübertragung der gesamten Hauptversamm-

lung in dem Aktionärsportal der Gesellschaft verfolgen. Darüber hinaus können Akti-

onäre persönlich oder durch ordnungsgemäß Bevollmächtigte ihr Stimmrecht per 

elektronischer Briefwahl oder durch die Bevollmächtigung des von der Gesellschaft 

benannten Stimmrechtsvertreters ausüben sowie über das Aktionärsportal der Ge-

sellschaft Fragen stellen und einen Widerspruch gegen Beschlüsse der Hauptver-

sammlung erklären. 

Eine darüber hinausgehende Ausübung von Aktionärsrechten ist in der virtuellen 

Hauptversammlung nicht möglich. Insbesondere ist eine Teilnahme der Aktionäre 

und ihrer Bevollmächtigten, mit Ausnahme des von der Gesellschaft benannten wei-

sungsgebundenen Stimmrechtsvertreters, vor Ort ausgeschlossen. Die Übertragung 

der Hauptversammlung in Bild und Ton sowie die Einräumung des Stimmrechts sowie 

des Fragerechts und der Möglichkeit zum Widerspruch berechtigen die Aktionäre und 
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ihre Bevollmächtigten auch nicht zur Teilnahme an der Hauptversammlung im Wege 

elektronischer Kommunikation im Sinne von § 118 Abs. 1 Satz 2 AktG (keine elektro-

nische Teilnahme). 

Das Aktionärsportal der Gesellschaft ist unter der Internetadresse 

https://corporate.safholland.com/de/ 

im Bereich „Investor Relations“ unter der Rubrik „Hauptversammlung“ ab dem 

20. Mai 2021, 0:00 Uhr (MESZ), für Aktionäre, die sich ordnungsgemäß angemeldet 

und ihren Aktienbesitz nachgewiesen haben, und ihre Bevollmächtigten zugänglich. 

Um das Aktionärsportal der Gesellschaft nutzen zu können, müssen sie sich mit dem 

Zugangscode anmelden, den sie nach form- und fristgerechtem Eingang der Anmel-

dung und des Nachweises des Aktienbesitzes bei der Gesellschaft zusammen mit der 

Stimmrechtskarte erhalten. Die verschiedenen Möglichkeiten zur Ausübung der Ak-

tionärsrechte in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung erscheinen dann auf der 

Benutzeroberfläche im Aktionärsportal der Gesellschaft. Auch Bevollmächtigte der 

Aktionäre erhalten Zugang zum Aktionärsportal der Gesellschaft durch Verwendung 

der Zugangsdaten des von ihnen jeweils vertretenen Aktionärs. Weitere Einzelheiten 

zur Nutzung des Aktionärsportals der Gesellschaft sind auf der Stimmrechtskarte, die 

den Aktionären nach form- und fristgerechtem Eingang der Anmeldung und des 

Nachweises des Aktienbesitzes bei der Gesellschaft übermittelt wird, abgedruckt. 

3. Voraussetzungen für die Ausübung der Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle 

Hauptversammlung 

Zur Verfolgung der virtuellen Hauptversammlung im Aktionärsportal der Gesellschaft 

und zur Ausübung der weiteren Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle Hauptver-

sammlung, insbesondere des Stimmrechts, sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, 

die sich ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldet und ihren Aktienbesitz 

nachgewiesen haben. 

Der Nachweis des Aktienbesitzes ist durch Vorlage eines in Textform (§ 126b BGB) in 

deutscher oder englischer Sprache erteilten besonderen Nachweises über den An-
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teilsbesitz durch das depotführende Institut zu erbringen. Als Nachweis des Aktien-

besitzes reicht gemäß § 123 Abs. 4 Satz 1 AktG auch ein durch den Letztintermediär 

ausgestellter Nachweis des Aktienbesitzes gemäß § 67c Abs. 3 AktG aus. Der Nach-

weis des Aktienbesitzes hat sich auf den Beginn des 21. Tages vor der Hauptversamm-

lung, d. h. auf den Beginn des 20. Mai 2021, 0:00 Uhr (MESZ), (Nachweisstichtag) zu 

beziehen. Die Anmeldung und der Nachweis des Aktienbesitzes müssen der Gesell-

schaft bis spätestens zum 3. Juni 2021, 24:00 Uhr (MESZ), unter einer der folgenden 

Kontaktmöglichkeiten zugehen: 

SAF-HOLLAND SE 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München 

oder 

Telefax: +49 (0)89/21027-289 

oder 

E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de 

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Ausübung der Aktionärsrechte, insbeson-

dere des Stimmrechts, in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung als Aktionär nur, 

wer den Nachweis des Aktienbesitzes zum Nachweisstichtag erbracht hat. Die Be-

rechtigung zur Ausübung von Aktionärsrechten in Bezug auf die virtuelle Hauptver-

sammlung und der Umfang des Stimmrechts bemessen sich dabei ausschließlich nach 

dem Aktienbesitz des Aktionärs zum Nachweisstichtag. Mit dem Nachweisstichtag 

geht keine Sperre für die Veräußerbarkeit des Aktienbesitzes einher. Auch im Fall der 

vollständigen oder teilweisen Veräußerung des Aktienbesitzes nach dem Nachweis-

stichtag ist für die Ausübung von Aktionärsrechten in Bezug auf die virtuelle Haupt-

versammlung und den Umfang des Stimmrechts ausschließlich der Aktienbesitz des 

Aktionärs am Nachweisstichtag maßgeblich, d. h. Veräußerungen von Aktien nach 

dem Nachweisstichtag haben keine Auswirkungen auf die Berechtigung zur Aus-

übung von Aktionärsrechten in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung und auf 
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den Umfang des Stimmrechts. Entsprechendes gilt für den Zuerwerb von Aktien nach 

dem Nachweisstichtag. Personen, die zum Nachweisstichtag noch keine Aktien besit-

zen und erst danach Aktionär werden, können Aktionärsrechte in Bezug auf die vir-

tuelle Hauptversammlung nur ausüben, soweit sie sich bevollmächtigen oder zur 

Rechtsausübung ermächtigen lassen. Der Nachweisstichtag hat keine Bedeutung für 

die Dividendenberechtigung.  

Nach form- und fristgerechtem Eingang der Anmeldung und des Nachweises des Ak-

tienbesitzes unter einer der oben genannten Kontaktmöglichkeiten werden den Ak-

tionären Stimmrechtskarten für die Ausübung der Aktionärsrechte in Bezug auf die 

virtuelle Hauptversammlung übersandt. Um den rechtzeitigen Erhalt der Stimm-

rechtskarten sicherzustellen, bitten wir die Aktionäre, möglichst frühzeitig eine 

Stimmrechtskarte bei ihrem depotführenden Institut anzufordern. Die erforderliche 

Anmeldung sowie der Nachweis des Aktienbesitzes werden in diesen Fällen direkt 

durch das depotführende Institut vorgenommen. Aktionäre, die rechtzeitig eine 

Stimmrechtskarte bei ihrem depotführenden Institut angefordert haben, brauchen 

daher nichts weiter zu veranlassen.  

4. Verfahren für die Stimmabgabe durch elektronische Briefwahl 

Aktionäre können ihr Stimmrecht, auch ohne an der Versammlung teilzunehmen, im 

Wege elektronischer Kommunikation abgeben („elektronische Briefwahl“). Hierzu 

sind eine ordnungsgemäße Anmeldung und der ordnungsgemäße Nachweis des Ak-

tienbesitzes erforderlich (siehe hierzu Ziffer 3 „Voraussetzungen für die Ausübung der 

Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung“). Die Stimmabgabe im 

Wege der elektronischen Briefwahl kann über das Aktionärsportal der Gesellschaft 

unter der Internetadresse 

https://corporate.safholland.com/de/ 

im Bereich „Investor Relations“ unter der Rubrik „Hauptversammlung“ vorgenom-

men werden. 

Die Stimmabgabe über das Aktionärsportal der Gesellschaft unter der Internet-

adresse 
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https://corporate.safholland.com/de/ 

im Bereich „Investor Relations“ unter der Rubrik „Hauptversammlung“ ist ab dem 

20. Mai 2021, 0:00 Uhr (MESZ), bis zum Beginn der Abstimmungen in der virtuellen 

Hauptversammlung am 10. Juni 2021 möglich. Bis zum Beginn der Abstimmungen in 

der virtuellen Hauptversammlung am 10. Juni 2021 kann im Aktionärsportal der Ge-

sellschaft eine über das Aktionärsportal der Gesellschaft vorgenommene Stimmab-

gabe auch geändert oder widerrufen werden.  

Wird im Übrigen bei der elektronischen Briefwahl zu einem Tagesordnungspunkt 

keine ausdrückliche oder eindeutige Stimme abgegeben, so wird dies für diesen Ta-

gesordnungspunkt als Enthaltung gewertet. Sollte zu einem Tagesordnungspunkt 

eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, ohne dass dies im Vorfeld der Haupt-

versammlung mitgeteilt wurde, so gilt eine Stimmabgabe zu diesem Tagesordnungs-

punkt insgesamt auch als entsprechende Stimmabgabe für jeden Punkt der Einzelab-

stimmung. 

Weitere Hinweise zur elektronischen Briefwahl sind auf der Stimmrechtskarte, die 

den Aktionären nach form- und fristgerechtem Eingang der Anmeldung und des 

Nachweises des Aktienbesitzes bei der Gesellschaft übermittelt wird, abgedruckt. 

5. Verfahren für die Stimmabgabe durch einen Bevollmächtigten 

Aktionäre können ihre Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung 

auch durch einen Bevollmächtigten, z. B. durch einen Intermediär, eine Aktionärsver-

einigung, einen Stimmrechtsberater oder eine andere Person ihrer Wahl ausüben las-

sen. Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft eine 

oder mehrere von diesen zurückweisen. 

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung 

gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform (§ 126b BGB) oder haben unter 

Verwendung der Eingabemaske in dem Aktionärsportal der Gesellschaft unter der In-

ternetadresse  

https://corporate.safholland.com/de/ 
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im Bereich „Investor Relations“ unter der Rubrik „Hauptversammlung“ zu erfolgen. 

Intermediäre im Sinne von § 67a Abs. 4 AktG, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechts-

berater oder andere Personen im Sinne von § 135 Abs. 8 AktG können, soweit sie 

selbst bevollmächtigt werden, abweichende Regelungen vorsehen, die jeweils bei 

diesen zu erfragen sind. 

Bevollmächtigte können ebenfalls weder physisch noch im Wege elektronischer Kom-

munikation im Sinne von § 118 Abs. 1 Satz 2 AktG an der Hauptversammlung teilneh-

men. Sie können das Stimmrecht für von ihnen vertretene Aktionäre lediglich im 

Wege der elektronischen Briefwahl oder durch Erteilung von (Unter-)Vollmacht an 

den von der Gesellschaft benannten weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter 

ausüben. 

Ein Formular für die Erteilung einer Vollmacht ist auf der Stimmrechtskarte, die den 

Aktionären nach form- und fristgerechtem Eingang der Anmeldung und des Nachwei-

ses des Aktienbesitzes bei der Gesellschaft übermittelt wird, abgedruckt. Das Formu-

lar für die Erteilung einer Vollmacht steht außerdem auf der Internetseite der Gesell-

schaft unter „https://corporate.safholland.com/de/“ im Bereich „Investor Relations“ 

unter der Rubrik „Hauptversammlung“ zum Download bereit.  

Die Bevollmächtigung kann gegenüber dem Bevollmächtigten erklärt oder gegenüber 

der Gesellschaft erklärt bzw. nachgewiesen werden. Die Erteilung der Vollmacht, ihr 

Widerruf und der Nachweis einer gegenüber einem Bevollmächtigten erteilten Voll-

macht oder ihres Widerrufs gegenüber der Gesellschaft müssen der Gesellschaft auf 

einem der folgenden Wege aus organisatorischen Gründen bis spätestens zum 9. Juni 

2021, 24:00 Uhr (MESZ), zugehen: 

SAF-HOLLAND SE 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München 

oder 

Telefax: +49 (0)89/21027-289 
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oder 

E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de 

Die Erteilung der Vollmacht und ihr Widerruf sind darüber hinaus unter Verwendung 

der Eingabemaske über das Aktionärsportal der Gesellschaft unter der Internet-

adresse 

https://corporate.safholland.com/de/ 

im Bereich „Investor Relations“ unter der Rubrik „Hauptversammlung“ bis zum Be-

ginn der Abstimmungen in der virtuellen Hauptversammlung am 10. Juni 2021 mög-

lich. Bis zum Beginn der Abstimmungen in der virtuellen Hauptversammlung am 

10. Juni 2021 ist auch ein Widerruf oder eine Änderung einer zuvor in Textform 

(§ 126b BGB) übersendeten oder über das Aktionärsportal der Gesellschaft erteilten 

Vollmacht möglich.  

Gehen bei der Gesellschaft im Zusammenhang mit der Erteilung und dem Widerruf 

einer Vollmacht auf unterschiedlichen Übermittlungswegen voneinander abwei-

chende Erklärungen für ein und dieselbe Aktie am selben Tag ein oder ist sonst bei 

voneinander abweichenden Erklärungen im Zusammenhang mit der Erteilung und 

dem Widerruf einer Vollmacht für die Gesellschaft nicht erkennbar, welche dieser 

Erklärungen zuletzt erfolgt ist, werden diese Erklärungen jeweils unabhängig vom Ein-

gangszeitpunkt in folgender Reihenfolge der Übermittlungswege als verbindlich be-

handelt: (1) Aktionärsportal, (2) E-Mail, (3) Telefax und (4) Papierform.  

Die Ausübung der Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung über 

das Aktionärsportal der Gesellschaft durch den Bevollmächtigten setzt voraus, dass 

der Bevollmächtigte vom Aktionär den Zugangscode des Aktionärs zur Verwendung 

erhält. Die Nutzung der Zugangsdaten durch den Bevollmächtigten gilt zugleich als 

Nachweis der Bevollmächtigung, ein darüber hinausgehender Nachweis der Bevoll-

mächtigung gegenüber der Gesellschaft in Textform ist nicht erforderlich. 

Auch im Fall einer Vollmachtserteilung sind Anmeldung und Nachweis des Aktienbe-

sitzes form- und fristgerecht nach den vorstehenden Bestimmungen erforderlich. 

Dies schließt – vorbehaltlich der genannten Frist für die Erteilung einer Vollmacht – 
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eine Erteilung von Vollmachten nach Anmeldung und Nachweis des Aktienbesitzes 

nicht aus. 

6. Vertretung durch einen von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 

Wir bieten unseren Aktionären an, sich durch einen von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreter, der das Stimmrecht ausschließlich gemäß den Weisungen des 

jeweiligen Aktionärs ausübt, vertreten zu lassen. Diesem Stimmrechtsvertreter der 

Gesellschaft müssen neben der Vollmacht auch Weisungen für die Ausübung des 

Stimmrechts erteilt werden. Er übt das Stimmrecht nicht nach eigenem Ermessen, 

sondern ausschließlich auf der Grundlage der vom Aktionär erteilten Weisungen aus. 

Soweit keine ausdrückliche oder eine widersprüchliche oder unklare Weisung erteilt 

worden ist, enthält sich der von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter zu 

den entsprechenden Beschlussgegenständen der Stimme; dies gilt immer auch für 

sonstige Anträge. Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung 

durchgeführt werden, ohne dass dies im Vorfeld der Hauptversammlung mitgeteilt 

wurde, so gilt eine Weisung zu diesem Tagesordnungspunkt insgesamt auch als ent-

sprechende Weisung für jeden Punkt der Einzelabstimmung. Bitte beachten Sie, dass 

der von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter weder im Vorfeld der 

Hauptversammlung noch während der Hauptversammlung Aufträge zu Wortmeldun-

gen, zum Stellen von Fragen oder Anträgen oder zur Abgabe von Erklärungen zu Pro-

tokoll entgegennimmt und – mit Ausnahme der Ausübung des Stimmrechts – auch 

keine sonstigen Aktionärsrechte wahrnimmt. 

Die Vollmacht an den von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter bedarf 

ebenso wie die Erteilung von Weisungen der Textform (§ 126b BGB) oder hat unter 

Verwendung der Eingabemaske über das Aktionärsportal der Gesellschaft unter der 

Internetadresse 

https://corporate.safholland.com/de/ 

im Bereich „Investor Relations“ unter der Rubrik „Hauptversammlung“ zu erfolgen. 

Gleiches gilt für die Änderung oder den Widerruf der Vollmacht oder der Weisungen. 

Das Vollmachts- und Weisungsformular für den Stimmrechtsvertreter der Gesell-

schaft und die entsprechenden Erläuterungen sind auf der Stimmrechtskarte, die den 
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Aktionären nach form- und fristgerechtem Eingang der Anmeldung und des Nachwei-

ses des Aktienbesitzes bei der Gesellschaft übermittelt wird, abgedruckt. Diese Un-

terlagen stehen außerdem auf der Internetseite der Gesellschaft unter „https://cor-

porate.safholland.com/de/“ im Bereich „Investor Relations“ unter der Rubrik „Haupt-

versammlung“ zum Download bereit. 

Die Erteilung der Vollmacht an den von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsver-

treter, die Erteilung von Weisungen und ihr Widerruf müssen der Gesellschaft auf 

einem der folgenden Wege aus organisatorischen Gründen bis spätestens zum 9. Juni 

2021, 24:00 Uhr (MESZ), zugehen: 

SAF-HOLLAND SE 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München 

oder 

Telefax: +49 (0)89/21027-289 

oder 

E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de 

Die Erteilung der Vollmacht zur Ausübung der Stimmrechte nebst Weisungen an den 

von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter und ihr Widerruf sind darüber 

hinaus unter Verwendung der Eingabemaske in dem Aktionärsportal der Gesellschaft 

unter der Internetadresse  

https://corporate.safholland.com/de/ 

im Bereich „Investor Relations“ unter der Rubrik „Hauptversammlung“ bis zum Be-

ginn der Abstimmungen in der virtuellen Hauptversammlung am 10. Juni 2021 mög-

lich. Bis zum Beginn der Abstimmungen in der virtuellen Hauptversammlung am 

10. Juni 2021 ist auch ein Widerruf oder eine Änderung einer zuvor in Textform 

(§ 126b BGB) übersendeten oder über das Aktionärsportal der Gesellschaft erteilten 
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Vollmacht mit Weisungen an den von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsver-

treter möglich. 

Gehen bei der Gesellschaft im Zusammenhang mit der Erteilung und dem Widerruf 

einer Vollmacht oder Weisung an den von der Gesellschaft benannten Stimmrechts-

vertreter auf unterschiedlichen Übermittlungswegen voneinander abweichende Er-

klärungen für ein und dieselbe Aktie am selben Tag ein oder ist sonst bei voneinander 

abweichenden Erklärungen im Zusammenhang mit der Erteilung und dem Widerruf 

einer Vollmacht oder Weisung an den von der Gesellschaft benannten Stimmrechts-

vertreter für die Gesellschaft nicht erkennbar, welche dieser Erklärungen zuletzt er-

folgt ist, werden diese Erklärungen jeweils unabhängig vom Eingangszeitpunkt in fol-

gender Reihenfolge der Übermittlungswege als verbindlich behandelt: (1) Aktionär-

sportal, (2) E-Mail, (3) Telefax und (4) Papierform.  

Soweit der von der Gesellschaft benannte weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter 

bevollmächtigt wird, müssen diesem in jedem Fall Weisungen für die Ausübung des 

Stimmrechts erteilt werden. Auch bei Bevollmächtigung des von der Gesellschaft be-

nannten Stimmrechtsvertreters sind Anmeldung und Nachweis des Aktienbesitzes 

form- und fristgerecht nach den vorstehenden Bestimmungen erforderlich. 

7. Fragerecht gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 COVID-19-Gesetz 

Aktionäre, die sich ordnungsgemäß angemeldet und ihren Aktienbesitz nachgewie-

sen haben, und ihre Bevollmächtigten haben das Recht, im Wege der elektronischen 

Kommunikation Fragen zu stellen (§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 COVID-19-Gesetz).  

Auf der Grundlage von § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 2. Halbsatz COVID-19-Gesetz hat 

der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats der Gesellschaft aus organisatori-

schen Gründen entschieden, dass Fragen bis spätestens zum 8. Juni 2021, 24:00 Uhr 

(MESZ), über die dafür vorgesehene Eingabemaske im Aktionärsportal der Gesell-

schaft unter der Internetadresse 

https://corporate.safholland.com/de/ 

im Bereich „Investor Relations“ unter der Rubrik „Hauptversammlung“ einzureichen 

sind. Auf anderem Wege oder später eingereichte Fragen bleiben unberücksichtigt. 
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Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, wie er Fragen be-

antwortet. Fragen und deren Beantwortung können insbesondere zusammengefasst 

werden, wenn dies dem Vorstand sinnvoll erscheint. Rückfragen zu den Auskünften 

des Vorstands sind ausgeschlossen. 

Darüber hinaus stehen den Aktionären und ihren Bevollmächtigten weder das Aus-

kunftsrecht gemäß § 131 AktG noch ein Rede- oder Fragerecht in und während der 

virtuellen Hauptversammlung zu. 

8. Angaben zu weiteren Rechten der Aktionäre 

a) Ergänzung der Tagesordnung auf Verlangen einer Minderheit gemäß Art. 56 

Satz 2 und Satz 3 SE-VO, § 50 Abs. 2 SEAG, § 122 Abs. 2 AktG 

Die Aktionäre, deren Anteile alleine oder zusammen den anteiligen Betrag von 

EUR 500.000,00 am Grundkapital (dies entspricht 500.000 Aktien) erreichen, 

können gemäß Art. 56 Satz 2 und Satz 3 SE-VO, § 50 Abs. 2 SEAG, der inhaltlich 

§ 122 Abs. 2 Satz 1 AktG entspricht, verlangen, dass Gegenstände auf die Ta-

gesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden. Jedem neuen Gegenstand 

muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen ist 

schriftlich an den Vorstand der Gesellschaft zu richten und muss der Gesell-

schaft gemäß § 122 Abs. 2 Satz 3 AktG mindestens 30 Tage vor der Hauptver-

sammlung, also spätestens bis zum 10. Mai 2021, 24:00 Uhr (MESZ), zugegan-

gen sein. Später zugegangene Ergänzungsverlangen werden nicht berücksich-

tigt. Bitte richten Sie ein entsprechendes Verlangen an: 

SAF-HOLLAND SE 

Der Vorstand 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München 
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Ein neunzigtägiger Aktienbesitz vor dem Tag der Hauptversammlung im Sinne 

des § 122 Abs. 1 Satz 3 AktG wird gemäß § 50 Abs. 2 SEAG nicht für einen An-

trag auf Ergänzung der Tagesordnung für eine Hauptversammlung einer SE vo-

rausgesetzt. 

Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden unverzüglich 

nach Zugang des Verlangens im Bundesanzeiger bekanntgemacht und solchen 

Medien zur Veröffentlichung zugeleitet, bei denen davon ausgegangen werden 

kann, dass sie die Information in der gesamten Europäischen Union verbreiten. 

Sie werden außerdem auf der Internetseite der SAF-HOLLAND SE unter 

„https://corporate.safholland.com/de/“ im Bereich „Investor Relations“ unter 

der Rubrik „Hauptversammlung“ veröffentlicht und den Aktionären nach § 125 

Abs. 1 Satz 3 AktG mitgeteilt. 

Ein etwaiger, mit dem ordnungsgemäß gestellten Ergänzungsverlangen über-

mittelter, zulässiger Beschlussantrag wird in der virtuellen Hauptversammlung 

so behandelt, als sei er in der Hauptversammlung nochmals gestellt worden, 

wenn der antragstellende Aktionär ordnungsgemäß zur virtuellen Hauptver-

sammlung angemeldet ist und den Nachweis des Aktienbesitzes ordnungsge-

mäß erbracht hat. 

b) Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126 Abs. 1, 127 

AktG, § 1 Abs. 2 Satz 3 COVID-19-Gesetz 

Aktionäre können Gegenanträge gegen Vorschläge des Vorstands und/oder des 

Aufsichtsrats zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung stellen und Vor-

schläge zur Wahl des Abschlussprüfers unterbreiten. 

Jeder Aktionär ist berechtigt, Gegenanträge und Wahlvorschläge zu den Be-

schlussvorschlägen von Aufsichtsrat und Vorstand zu den Punkten der Tages-

ordnung zu übersenden. Solche Anträge und Wahlvorschläge (nebst etwaiger 

Begründung) sind ausschließlich an eine der folgenden Kontaktmöglichkeiten 

zu richten: 

SAF-HOLLAND SE 
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c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München 

oder 

Telefax: +49 (0)89/21027-298  

oder 

E-Mail: antraege@linkmarketservices.de 

Anderweitig adressierte Gegenanträge und Wahlvorschläge werden nicht be-

rücksichtigt. 

Gegenanträge und Wahlvorschläge, die spätestens bis zum 26. Mai 2021, 24:00 

Uhr (MESZ), bei der Gesellschaft eingehen, werden den anderen Aktionären 

einschließlich des Namens des Aktionärs sowie einer etwaigen Begründung un-

verzüglich über die Internetseite der SAF-HOLLAND SE unter der Internet-

adresse „https://corporate.safholland.com/de/“ im Bereich „Investor Relati-

ons“ unter der Rubrik „Hauptversammlung“ zugänglich gemacht. Etwaige Stel-

lungnahmen der Verwaltung werden ebenfalls dort veröffentlicht. Ein Gegen-

antrag und dessen Begründung brauchen unter den Voraussetzungen des § 126 

Abs. 2 AktG nicht zugänglich gemacht zu werden.  

Während der virtuellen Hauptversammlung können keine Gegenanträge ge-

stellt oder Wahlvorschläge unterbreitet werden. Gegenanträge und Wahlvor-

schläge, die nach Maßgabe der vorstehenden Voraussetzungen gemäß § 126 

oder § 127 AktG zugänglich zu machen sind, gelten gemäß § 1 Abs. 2 Satz 3 

COVID-19-Gesetz als in der Hauptversammlung gestellt, wenn der antragstel-

lende oder den Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär ordnungsgemäß zur 

virtuellen Hauptversammlung angemeldet ist und den Nachweis des Aktienbe-

sitzes erbracht hat.  
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c) Weitergehende Erläuterungen 

Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre nach § 1 Abs. 2 

Satz 1 Nr. 3, Satz 2 COVID-19-Gesetz, Art. 56 Satz 2 und Satz 3 SE-VO, § 50 

Abs. 2 SEAG, § 122 Abs. 2, §§ 126 Abs. 1, 127 AktG, § 1 Abs. 2 Satz 3 COVID-19-

Gesetz sind auf der Internetseite der SAF-HOLLAND SE unter der Internet-

adresse „https://corporate.safholland.com/de/“ im Bereich „Investor Relati-

ons“ unter der Rubrik „Hauptversammlung“ zugänglich gemacht. 

9. Möglichkeit des Widerspruchs gegen Beschlüsse der Hauptversammlung gemäß § 1 

Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 COVID-19-Gesetz 

Aktionäre, die sich ordnungsgemäß angemeldet und ihren Aktienbesitz nachgewie-

sen haben, und ihre Bevollmächtigten können gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 COVID-

19-Gesetz vom Beginn der virtuellen Hauptversammlung bis zu ihrem Ende in Abwei-

chung von § 245 Nr. 1 AktG unter Verzicht auf das Erfordernis des Erscheinens in der 

Hauptversammlung über das Aktionärsportal der Gesellschaft unter der Internet-

adresse der Gesellschaft  

https://corporate.safholland.com/de/ 

im Bereich „Investor Relations“ unter der Rubrik „Hauptversammlung“ Widerspruch 

gegen Beschlüsse der Hauptversammlung zur Niederschrift erklären, wenn sie ihr 

Stimmrecht nach den vorstehenden Bestimmungen ausüben oder ausgeübt haben. 

Eine anderweitige Form der Übermittlung von Widersprüchen ist ausgeschlossen. 

10. Datenschutzrechtliche Betroffeneninformation für Aktionäre und Aktionärsvertre-

ter 

Die SAF-HOLLAND SE verarbeitet als verantwortliche Stelle im Sinne von Art. 4 Nr. 7 

der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezo-

gener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG 

(„DS-GVO“) personenbezogene Daten (Name und Vorname, Anschrift, E-Mail-Ad-

resse, Aktienanzahl, Aktiengattung, Besitzart der Aktien, dem Aktionär vom Letztin-

termediär verliehene eindeutige Kennung, Nummer der Stimmrechtskarte, den dem 
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Aktionär zugeteilten Zugangscode, die IP-Adresse, von der aus der Aktionär bzw. sein 

Bevollmächtigter das Aktionärsportal der Gesellschaft nutzt, die Stimmabgabe, ein-

schließlich des Inhalts der abgegebenen Stimme, im Wege der elektronischen Brief-

wahl, soweit der Aktionär auch Vorstands- oder Aufsichtsratsmitglied ist, die Teil-

nahme dieses Aktionärs als Mitglied des Vorstands oder Aufsichtsrats im Wege der 

Bild- und Tonübertragung, Nummer des Depotkontos des Aktionärs, den Inhalt der 

eingereichten Fragen und den Inhalt ihrer Beantwortung, gegebenenfalls Name, Vor-

name und Anschrift des vom jeweiligen Aktionär bevollmächtigten Aktionärsvertre-

ters und dessen vom Letztintermediär verliehene eindeutige Kennung, die Voll-

machtserteilung an ihn sowie ein gegebenenfalls erhobener Widerspruch gegen Be-

schlüsse der Hauptversammlung) auf Grundlage der in Deutschland geltenden Daten-

schutzbestimmungen, um den Aktionären und Aktionärsvertretern die Ausübung ih-

rer Rechte in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung zu ermöglichen.  

Die SAF-HOLLAND SE wird vertreten durch die Mitglieder ihres Vorstands Alexander 

Geis, Inka Koljonen und Dr. André Philipp. Sie erreichen die Gesellschaft unter folgen-

den Kontaktmöglichkeiten: 

SAF-HOLLAND SE 

Hauptstraße 26 

63856 Bessenbach 

oder 

Telefon: +49 (0)6095/301-0 

oder 

Telefax: +49 (0)6095/301-200 

oder 

E-Mail: info@safholland.de 

Soweit diese personenbezogenen Daten nicht von den Aktionären im Rahmen der 

Anmeldung zur Hauptversammlung angegeben wurden, übermittelt die ihr Depot 

mailto:info@safholland.de
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führende Bank oder der jeweilige Letztintermediär im Sinne von § 67c Abs. 3 AktG 

deren personenbezogenen Daten an die SAF-HOLLAND SE. Die dem Aktionär zuge-

teilte Nummer der Stimmrechtskarte und der dem Aktionär zugeteilte Zugangscode 

sowie die IP-Adresse, von der aus der Aktionär oder der Aktionärsvertreter das Akti-

onärsportal der Gesellschaft nutzt, werden der Gesellschaft von dem von ihr mit der 

Durchführung der virtuellen Hauptversammlung beauftragten Dienstleister mitge-

teilt. Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten der Aktionäre und Aktionärs-

vertreter erfolgt ausschließlich für die Abwicklung der Ausübung ihrer Rechte im Zu-

sammenhang mit der virtuellen Hauptversammlung und auch insoweit nur in dem 

zur Erreichung dieses Zwecks zwingend erforderlichen Maß. Rechtsgrundlage für die 

Verarbeitung ist Art. 6 Abs. 1 lit. (c) DS-GVO in Verbindung mit § 67e Abs. 1 AktG. Die 

SAF-HOLLAND SE speichert diese personenbezogenen Daten nur so lange, wie dies 

für den vorgenannten Zweck erforderlich ist beziehungsweise soweit die Gesellschaft 

aufgrund von gesetzlichen Vorgaben berechtigt beziehungsweise verpflichtet ist, per-

sonenbezogene Daten zu speichern. Für die im Zusammenhang mit der Hauptver-

sammlung erfassten Daten beträgt die Speicherdauer regelmäßig bis zu drei Jahre. Ist 

ein Aktionär nicht mehr Aktionär der Gesellschaft, wird die SAF-HOLLAND SE dessen 

personenbezogene Daten auf der Grundlage von § 67e Abs. 2 Satz 1 AktG sowie vor-

behaltlich anderer gesetzlicher Regelungen nur noch für höchstens zwölf Monate 

speichern. Eine längere Speicherung durch die SAF-HOLLAND SE ist zudem zulässig, 

solange dies für Rechtsverfahren erforderlich ist; Rechtsgrundlage ist insofern § 67e 

Abs. 2 Satz 2 AktG gegebenenfalls in Verbindung mit Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. f) DS-

GVO. 

Die Dienstleister der Gesellschaft, welche zum Zwecke der Ausrichtung der Hauptver-

sammlung beauftragt werden, erhalten von der Gesellschaft nur solche personenbe-

zogenen Daten, welche für die Ausführung der beauftragten Dienstleistung erforder-

lich sind und verarbeiten die Daten ausschließlich nach Weisung der Gesellschaft. 

Im Übrigen werden die personenbezogenen Daten im Rahmen der gesetzlichen Vor-

schriften Aktionären und Aktionärsvertretern sowie Dritten im Zusammenhang mit 

der Hauptversammlung zur Verfügung gestellt. Insbesondere werden Aktionäre und 

Aktionärsvertreter, sofern sie in der virtuellen Hauptversammlung durch einen von 

der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter unter Offenlegung ihres Namens 
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vertreten werden sollten, unter Angabe des Namens, des Wohnorts, der Aktienzahl 

und der Besitzart in das gemäß § 129 Abs. 1 Satz 2 AktG aufzustellende Teilneh-

merverzeichnis der Hauptversammlung eingetragen. Diese Daten können von Teil-

nehmern während der Hauptversammlung und von Aktionären bis zu zwei Jahre da-

nach gemäß § 129 Abs. 4 Satz 2 AktG eingesehen werden. Hinsichtlich der Übermitt-

lung personenbezogener Daten an Dritte im Rahmen einer Bekanntmachung von Ak-

tionärsverlangen auf Ergänzung der Tagesordnung sowie von Gegenanträgen und 

Wahlvorschlägen von Aktionären wird auf die vorstehenden Erläuterungen in Ziffer 8 

„Angaben zu weiteren Rechten der Aktionäre“ verwiesen.  

In Bezug auf die Verarbeitung personenbezogener Daten können die Aktionäre und 

Aktionärsvertreter von der Gesellschaft Auskunft über ihre personenbezogenen Da-

ten gemäß Art. 15 DS-GVO, Berichtigung ihrer personenbezogenen Daten gemäß 

Art. 16 DS-GVO, Löschung ihrer personenbezogenen Daten gemäß Art. 17 DS-GVO, 

Einschränkung der Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gemäß Art. 18 DS-

GVO und Übertragung bestimmter personenbezogener Daten auf sie oder einen von 

ihnen benannten Dritten (Recht auf Datenübertragbarkeit) gemäß Art. 20 DS-GVO 

verlangen.  

Diese Rechte können die Aktionäre und Aktionärsvertreter gegenüber der Gesell-

schaft unentgeltlich über eine der folgenden Kontaktmöglichkeiten geltend machen:  

SAF-HOLLAND SE 

Hauptstraße 26  

63856 Bessenbach 

oder 

E-Mail: datenschutz@safholland.de 

Zudem steht den Aktionären und Aktionärsvertretern gemäß Art. 77 DS-GVO ein Be-

schwerderecht bei der Datenschutzaufsichtsbehörde insbesondere des (Bundes-) 

Landes, in dem sie ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthaltsort haben, oder des 

Bundeslandes Bayern, in dem die Gesellschaft ihren Sitz hat, zu.  

Sie erreichen unseren betrieblichen Datenschutzbeauftragten unter: 
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SAF-HOLLAND SE 

Hauptstraße 26  

63856 Bessenbach 

oder 

E-Mail: datenschutz@safholland.de 

11. Internetseite, über welche die Informationen gemäß § 124a AktG zugänglich sind 

Diese Einladung zur Hauptversammlung, die der Hauptversammlung zugänglich zu 

machenden Unterlagen und weitere Informationen im Zusammenhang mit der 

Hauptversammlung sind ab der Einberufung der Hauptversammlung über die Inter-

netseite der SAF-HOLLAND SE unter der Internetadresse „https://corporate.saf-

holland.com/de/“ im Bereich „Investor Relations“ unter der Rubrik „Hauptversamm-

lung“ abrufbar. 

Etwaige bei der SAF-HOLLAND SE eingehende und veröffentlichungspflichtige Gegen-

anträge, Wahlvorschläge und Ergänzungsverlangen von Aktionären werden ebenfalls 

über die oben genannte Internetseite zugänglich gemacht werden. Dort werden nach 

der Hauptversammlung auch die festgestellten Abstimmungsergebnisse veröffent-

licht.  

12. Technische Hinweise zur virtuellen Hauptversammlung  

Für die Verfolgung der virtuellen Hauptversammlung sowie zur Nutzung des Aktio-

närsportals der Gesellschaft und zur Ausübung von Aktionärsrechten im Aktionär-

sportal benötigen Sie eine Internetverbindung und ein internetfähiges Endgerät. Um 

die Bild- und Tonübertragung der Hauptversammlung optimal wiedergeben zu kön-

nen, wird eine stabile Internetverbindung mit einer ausreichenden Übertragungsge-

schwindigkeit empfohlen.  

Nutzen Sie zum Empfang der Bild- und Tonübertragung der virtuellen Hauptver-

sammlung einen Computer, benötigen Sie einen Browser und Lautsprecher oder 

Kopfhörer.  
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Für den Zugang zum Aktionärsportal der Gesellschaft benötigen Sie Ihre Stimmrechts-

karte, welche Sie nach ordnungsgemäßer Anmeldung und Nachweis des Aktienbesit-

zes unaufgefordert übersendet bekommen. Auf dieser Stimmrechtskarte finden sich 

Ihre individuellen Zugangsdaten, mit denen Sie sich im Aktionärsportal der Gesell-

schaft anmelden können. 

Um das Risiko von Einschränkungen bei der Ausübung von Aktionärsrechten durch 

technische Probleme während der virtuellen Hauptversammlung zu vermeiden, wird 

empfohlen – soweit möglich – die Aktionärsrechte (insbesondere das Stimmrecht) 

bereits vor Beginn der Hauptversammlung auszuüben. Im Aktionärsportal der Gesell-

schaft ist die Ausübung des Stimmrechts ab dem 20. Mai 2021, 0:00 Uhr (MESZ), mög-

lich.  

13. Hinweis zur Verfügbarkeit der Bild- und Tonübertragung  

Die Aktionäre können die gesamte Hauptversammlung per Bild- und Tonübertragung 

im Internet verfolgen. Die Bild- und Tonübertragung der Hauptversammlung und die 

Verfügbarkeit des Aktionärsportals der Gesellschaft kann nach dem heutigen Stand 

der Technik aufgrund von Einschränkungen der Verfügbarkeit des Telekommunikati-

onsnetzes und der Einschränkung von Internetdienstleistungen von Drittanbietern 

Schwankungen unterliegen, auf welche die Gesellschaft keinen Einfluss hat. Die Ge-

sellschaft kann daher keine Gewährleistungen und Haftung für die Funktionsfähigkeit 

und ständige Verfügbarkeit der in Anspruch genommenen Internetdienste, der in An-

spruch genommenen Netzelemente Dritter, der Bild- und Tonübertragung sowie den 

Zugang zum Aktionärsportal der Gesellschaft und dessen generelle Verfügbarkeit 

übernehmen. Die Gesellschaft übernimmt auch keine Verantwortung für Fehler und 

Mängel der für die Durchführung der Hauptversammlung über das Internet einge-

setzten Hard- und Software einschließlich solcher der eingesetzten Dienstleistungs-

unternehmen, soweit nicht Vorsatz vorliegt. Die Gesellschaft empfiehlt aus diesem 

Grund, frühzeitig von den oben genannten Möglichkeiten zur Rechtsausübung, ins-

besondere zur Ausübung des Stimmrechts, Gebrauch zu machen. 
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Bessenbach, im April 2021 

SAF-HOLLAND SE 

Der Vorstand 
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